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Montag vormittag 10 Uhr begann im Kongreßſaal des
Reichskanzlerpalais die Konferenz der deutſchen Bundes-
ſtaaten. Etwa 70 Vertreter der Freiſtaaten ſind erſchienen,
neben einigen früheren diplomatiſchen Vertretern ſehr viele
bekannte Abgeordnete, die in ihrer engeren Heimat die Re
gierung übernommen haben, und daneben noch unbekannte
Männer, zum Teil im Matroſen- oder Soldatenrock. Zwei
lange Tiſche ſind von den Vertretern beſetzt, während am
dritten die Staatsſekretäre und die Beigeordneten Platz ge
M nommen haben.

Die Verhandlungen wurden durch eine Rede des Vor-
fitzenden, Volksbeauftragten Ebert eröffnet. Er führte aus:

Die Arbeit, welche uns hier vereint hat, iſt von allergrößtem
Intereſſe für unſer Land und Volk. Als wir die politiſche Macht
übernahmen, ſtanden wir vor einem Trümmerhaufen. Nun iſt
an Stelle der Monarchie die ſozialiſtiſch-republika-
niſche Staatsform geſetzt worden, in der die Volksbeauf-

tragten die Exekutive haben, während die politiſche Macht in den
Händen der Arbeiter und Soldaten liegt. Die nächſten Aufgaben
ſind ſchnellſter Frieden und Sicherung des irt-
ſchaftslebens. Wenn die Waffenſtillſtandsbedingungen nicht
bald wegfallen, hat dies die allerſchlimmſten Folgen. Die Rettung
heißt Präliminarfrieden. Jnzwiſchen muß jeder Ar
beiter und jeder Soldat ſeine ganze Kraft für den Wiederaufbau
einſetzen, denn die Freiheit, die geſichert iſt, wäre wertlos ohne
Brot und ohne Arbeit. Alle Transportmittel müſſen in den Dienſt
des Reiches geſtellt werden, die Kohlenförderung muß auf der
Höhe gehalten werden, Solidarität muß ſich überall
geltendemechen. Die Sozigliſterung iſt eingeleitet, aber ohne
Experimente, nicht auf einzelne Faäbriken, ſondern auf ganze
Gruppen erſtreckt, nach genauem Studium und unter Sicherung
der wirtſchaftlichen Werte. Nun heißt es Arbeit ſchaffen, wozu
die engſte Einheit e iſt. Die endgültige Regelung der Zu-
ſammenarbeit zwiſchen Reichsleitung und Bundesſtaaten muß der
Nativnalverſammlung vorbehalten werden, zu deren baldigſter
Einberufung wir entſchloſſen ſind. Schon morgen wird das Kabi-
nett das Wahlgeſetz zur Nationalverſammlung in Beratung neh-
men. Vorerſt muß ein Proviſorium zwiſchen Eingzelſtaaten und
Reich geſchaffen werden, was die Aufgabe der heutigen Sitzung iſt.

Nach der Eröffnungsrede Eberts nahm der bayriſche
Präſident Eis ner das Wort, um ſchwere Bedenken gegen

die Tagesordnung vorzubringen. Die Lage ſei bekannt,
aber nicht, wie eine neue Lage zu ſchaffen ſei. Er ſchlage vor,
die Diskuſſion in drei große Gruppen zu gliedern: 1. Waffen-
ſtillſtands- und Friedensbedingungen zugleich mit der Vor
frage nach der Aktionsfähigkeit der Regierung. 2. Politiſch-
nationaler Zuſammenhang und 3. Wirtſchaftliche Beziehungen
der Gliedſtaaten zum Reich. Das alles müſſe nicht nur er-
örtert, ſondern entſchieden und abgeſchloſſen werden.

Vorſitzender Ebert dringt mit dem Vorſchlag
durch, daß mit den Referaten zu beginnen und dann eine
Gruppierung vorzunehmen ſei, wie ſie Eisner vorſchlägt.

St aats'ekretär Solf:
Da die Teilnahme der Vereinigten Staaten om Kriege ſich als aus

ſhlaggebend erwieſen habe, hätten wir uns mit unſerm Wafferſtill
ſtands- und Friedensangebot auch an ſie gewandt. Außerdem habe
Wilſon als einziger ein ehrliches pazifiſtiſches Programm vertreten,
während alle andern Gegner Jmperialiſten ſeien. Jn unſerer Lage
ſei aber die einzige Rettung eine entſchiedene pazifiſtiſche Politik und
damit Eindämmung des Jmperialismus. Allerdings herrſche auch in
Amerika Siegesſtimmung und daher Uebereinſtimmung mit den Waffen-
ſtillſtandsbedingungen. Amerikas Forderung ſei, daß in Deutſchland
Ruhe und Ordnung aufrechterhalten werde, ſonſt drohe es nach den

e n v Wer e e h huns ngen, orqung wenn die öffenlbe Ordnung aufrechterhallen wird. In England habe die hochfahrende

Siegesſtimmung geſiegt. Selbſt Lansdowne und Henderſon ſeien ver
ſtummt. Lord Cecils Rücktritt könne man wohl auf ſeine Stellung
zum Völkerbund zurückführen, die der unſern ertſpreche. Auch in Eng
land werde von Deutichiand eine geſicherte Majoritätsregierung ver-
langt. Herrſche in England Siegesjudel, ſo ſei in Frankreich der Sieges-
taumel an der Tagesordnung. Seine öffentliche Meinung dränge vor
allem auf Unterdrückung jegſichen Volſchewismus, ober es ſcheine faſt,
als wolle man in Paris gar keinen Frieden, ſondern hoffe durch Förde
rung des Separatismus das Reich zu zerſtören. In Polen ſei das
Beſtreben der Regierung, die Liquidation der deutſchen Okkupation ohne
Blut zu erleichtern, obwohl die Volksſtimmung anders gerichtet ſei.
Dem deutſchen Geſandten ſei die Mitteilung gemacht worden, daß man
auf freundſchaftliche Beziehungen zum Reich Wert lege. Ungünſtig
wäre eine Uebernahme der Regierung durch die natiovol demokratiſche
Partei, die entertefreundlich und deutſchfeindlich ſei. Jn der Ukrdine

ine ſich der Gedanke des ruſſiſchen Förderativſtagts durchſetzen zu
wollen, wenn ſich auch Gegenbeſtrebungen bemerkbar machten. Ruß-
land ſei von der alten Regierung im Intereſſe des noiwendigen Frie
densſchluſſes anerkannt worden, und wir wollten auch im Frieden mit
der Sowjetregierung leben aber gegen die botſchewiſtiſche Propaganda
in unſerem eigenen Land durch Moskau müßten wir uns auf das
entſchiedenſte wahren. Die Verhältniſſe in Rufland ſeien uverträglich
de Das Ende der Sowfetregierung „ſcheine bevorzuſtehen.

Zuſammenfoſſend kommt Solf auf den unbedingten Vernichtungs
willen Frankrei urück. dem ſeparatiſtiſche Eigenmächtigkeiten imSeeä Beziehungen zur So ng an ewenn von anderer Stelle er der wärtigen Amts auf der
Reiſe nach Wien verhaftet würde. Er habe mit ſeinen Beamten loyal
unter der wen Regierung gearbeitet, aber der Vernichtung des Reichs

könne er nicht ohne Proteſt zu'ehen. Seine einzige Hoffnung ſei dieſe
Konferenz, denn die heutigen Verhältniſſe zerſtörten alle Friedenshoff-
nungen. (Mehrfacher Widerſpruch.)

Die Konferenz müſſe unbedingt dreierlei beſchließen: 1. Die Zen-
tralgewakt darf keiner Kontrolle unterſtellt ſein welche die Einzelſtaaten
nicht anerkernen. 2. Die Auslandsgeſchöfte dürfen nur der Reichs
regierung obliegen. 3. Für die Nationalverſommlung, die nicht in Ber
lin, ſondern an einem zertral gelegeren Ort zu tagen habe, muß ein
baldigſter Termin feſtgeſetzt werden, denn was heute vorhanden ſei,
könne nur als Proviſorium gelten. Solf ſchließt mit den Worten, daß
er dann an eine glückliche Zukunft der Revolution glaube und ſie nicht
um ihre Früchte bringen wolle.

Staatsſekretär Erzberger
berichtet zunächſt über den Entſchluß des Kriegskabinetts, am 8. No-
vember dem franzöſiſchen Oberbefehlshaber die Kapitulation Deutſch
lands auszuſprechen. Die Verhandlungen führten zu dem Ergebnis,
daß ElſaßLothringen entgegen den von Foch mitgeteilten Bedingungen
nicht als beſetztes Gebiet, ſondern als ſelbſtändiger Staat bezeichnet
wurde. Die Punkte, in denen die Bedingungen eine Milderung er
C waren: die Verlängerung der Räumungsfriſt von 30 auf 36

age, die Ablieferung von 5000 Laſtkraftwagen, ſtatt 10 000, die Be
ſtimmung, daß die Rückgabe der deutſchen Kriegsgefangenen im Präli-
minarfrieden geregelt werde, endlich Zuſicherung der Verſorgung mit
Lebersmitteln. Vorläufig wickle ſich die Erfüllung der Bedingungen
verhältnismäßig gut ab. Das Kriegsmaterial werde ordnungsgemäß
übergeben, dagegen konnten nur 3000 Lokomotiven und 100 000 Wagen
abgeliefert werden. Die Abmachung über die deutſchen Kriegsgefan-
n mildern zu können, erſcheine hoffnungslos. Die Rückkehr der

fangenen vollzöge ſich normäl, unmöglich ſei dagegen die Rückführung
angenen Ruſſen vor dem 1. Februar 1919.

In der Lebensmittelfrage ſei geſtern zum erſtenmal eine entgegen
kommend gehaltene Depeſche von Clemenceau eingetroffen. Er ver-
ſpreche ſich auch viel von der Ankunft Hoovers in England. Ec zweifele
aber entſchieden an der Möglichkeit, die Räumungskermine innezuhalien,
und befürchte, die Enkenle ſuche einen Rechkskikel, um in Deutſchland
einzuräcken. Hieraus ergibt ſich nach ſeiner Anſicht die dringende Not
wendigkeit des Pröäliwinarfriedens; ferner erhofſt er von einem ſolchen
endgültiges Aufhören des Blutvergießens, Heimkehr der deutſchen
Kriegsgefangenen, Wahrung der Reichseinheit. Jm Falle ſeiner Ver-
zögerung befürchtet er Nackteile durch längere Beſetzung der linksrhei-
niſchen Gebiete und durch Verwirklichung der polniſchen Anſprüche in
Poſen und Oberſchleſien ſchon während des Waffenſtillſtandes.

Eisner:
Die Referate von Solf und Erzberger laſſen wirklich nichts da

von merken, daß inzwiſchen die Revolution ihre Arbeit getan hat.
Sicherlich wollen wir den Frieden, aber ihn erreichen werden wir nur
durch völlig unkompromittierte Männer. Man faſſe ſich an den Kopf,
wenn man die Namen der Wafferſtillſtands-Unterhändler leſe. An ihrer
Spitze ſtänden Leute wie Erzberger, welche die Weltvergiftung der
öffentlichen Meinung organiſiert haben. Salf hält Verhandlungen mit
Wil'on für angebracht, ohne zu bederken, daß er dadurch die andern
unſerer Gegner für minderwertig erklärt. Das muß ja beides den
e zum Scheitern bringen. Er könne die Tätigkeit dieſer beiden

zanner

der

nichts anders als Konkerrevolution nennen.
Er kenne die Entente nicht aus Zeitungen, ſondern aus per'önlichen
Berichten. Jhre Forderungen ſind. Mit Männern zu verhandeln, die
nicht zum alten Syſtem gehören. Clemenceau hat erſt neulich erklärt,
die urſprünglichen Waffenſtillſtandsbedingungen gälten nicht dem deut-
ſchen Volk, ſondern Wilhelm II. Der Kaiſer ſei gegangen; ihm müßten
all die kompromittierten Männer nach Holland folgen, wenn ſie nicht
wegen Landes- und Volksverrots angeklogt werden ſollten. Solf, Erz-
berger und ihresgleichen ſeien für alle Zeiten erledigt. Die zweite For
derung der Entente ſei, Männer an der Spitze der deutſchen Regierung
zu 'ehen, die das Vertrauen der Maſſe genießen. Wir brauchen eine
Reichsregierung, die ohne Hemmnung eine demokratiſche und ſoziale
Politik treibt. Außerdem ſchlägt er die Einführung eines proviſoriſchen
Präſidiums an Stelle des Bundesrats vor, das alle Verhandlungen mit
der Entente führt. Nur auf Grund dieſer ſeiner Vorſchläge könne der
Separotismus unterbunden werden, den er in Bayern bekämpfe, der
aber ſtärker ſei denn je.

Heine Anhalt ſett ſich für Erzberger ein, der immer ein Mit-
kämpfer gegen den Militarismus geweſen ſei. Die Entente ſei gegen
das deutſche Volk und nicht gegen einen einzelnen Unterhändler.

Ebert bittet um die Erloubnis, den Geſondten DeutſchOeſterreichs,
Ludo Hartmann vorſtellen zu dürfen, der als Gaſt der Verſammlung
beiwohnen werde.

Harmann dankt für die freundliche Begrüßung und betont, es
dürfe kein Präjudiz fein, wenn er heute als Gaſt hier weile, er fühle
ſich ſchan völlig zugehörig. (Bravo!)

GeilnerGolha findet die Verteidigung Heines erklärlich, da Erz-
bergers Sünden auch Heines Sünden ſeien. Er ſieht das Programm
in der Frage: Jſtsuns der Frieden lieber als der Sozialismus? Wir
müſſen für Sozialiſierung ſein, ſelbſt dann, wene wir uns dadurch eine
feindliche Beſetzung zuziehen. Uns ſteht das Volk über dem ſogenannten
Vaterland und dem Volke kann nur der Sozialismus helfen.

Lipinski- Sachſen erklärte Solf wollte im Intereſſe des Friedens
alle Sozialiſierung hintan ſtellen, wogegen ſchärſſte Verwahcung einzu
legen ſei, eben o wie gegen die Einſchränkung der A. und S.Räte durch
die Zentralſtelle.

Die Nakional Verſammlung könne zurückgeſtellt werden,

bis die Vorbedingungen für ſie geſchaffen ſeien. An eine Einberufung
des Reichstags ſei nicht zu denken, denn er ſei mit dem alten Regime
gefallen. Die ſächſiſche Regierung will zur einheitlichen deutſchen Re-
publik kommen, und zwar unter Anſchluß von Deutſch- Oeſterreich.
Alles andere ſei als Proviſorium zu betrachten. Eine Aufſchiebung des
Sezielsmus zugunſten des Friedens dürfe keinesfalls ſtattfinden.

dießonfereny der deutſchen bundeoſtaaten

Beigeordneter im Auswärtigen Amt Kautsky
unterſtützt Eisners Forderung einer Regierung, die vom Mehrheits
willen getragen ſei und keine kompromittierten Männer enthalte. Die
Friedensbedingungen würden nicht ſo hart ſein wie die e
bedingungen. Pazifismus ſei allerdings die Aufgabe der Männer der
Regierung, dürfe aber nicht von einſtigen Kriegshetzern getrieben wer
den. Er bedauert, daß die noch nicht feſtgenommen ſeien, die durch die
eben veröffentlichten bayriſchen Berichte ſo ſchwer kompromittiert ſeien.
Das würde dem Frieden wahrhaft dienen.

Ullrich- Heſſen erklärt, das alte Regime ſei durch die Soldaten ge
ſtürzt worden, denen ſich dann die Arbeiter-Räte anſchloſſen. Der
Kapitalismus müſſe liquidiert werden, aber erſt handle es ſich um den
Frieden. Unkompromittierte Leute zu ſeiner Herbeiführung ſeien gut,
aber ſelbſt unter den Unabhängigen ſchwer zu finden. Das Reich muß
bleiben, aber eine Berliner Diktatur gefährdet es aufs ſchwerſte. Wir
wollen nicht von Berlin los, ſondern mit Berlin gemeinſam arbeiten,
Bis zur Nationalverſammlung ſeien die Arbeiter- und Soldatenräte
deren Erſatz. Daß die Regierung die alten Männer zum Teil im Amt
behält, wäre doch ſelbſtverſtändlich, ebenſo wie die Beibehaldung mancher
Bundesratsmitglieder als Jnformatoren der Einzelſtaaten. Süddeutſch
land ſei für größte Beſchleunigung der Nationalverſammlung. Jn
Baden ſeien die Wahlen zur Landesverſammlung auf den 5. Januar
feſtgelegt, Württemberg beeilt ſich ebenfalls und in Heſſen wird der
Termin Mitte Januar ſein. Gegen das von Eisner vorgeſchlagene
Präſidium hätte er nichts einzuwenden.

Bernſtein
wendet ſich gegen die Auffaſſung, als wenn man erſt den Sogzialis

muüs durchführen und dann zum Frieden kommen müßte. Unſ'
weitverzweigtes Volkswirtſchaftsleben ſei unmöglich in ganz kurz
Zeit zu ſozialiſieren. Die wichtigſte Frage ſei die, ſo ſchnell wie
möglich zu einem Frieden zu kommen. Er betrachtet es als ein
Unglück, daß Perſönlichkeiten mit der Führung der Waffenſtill
ſtandsverhandlungen beauftragt ſeien, die ſtark belaſtet ſeien und
ſich von den Methoden des alten Syſtems zu ſehr befangen gezeigt
hätten. Die Waffenſtillſtandsverhandlungen wirkten ſeiner An-
ſicht nach auf die zivilen Verhältniſſe nicht ſo zerſtöſend, wie all-
gemein angenommen werde. Er wünſcht ſchließlich, Männer zu
den Verhandlungen zu ſchicken, die einmal das Vertrauen der
Gegenſeite genießen und anderſeits ſich auf die Mehrheit des
Volkes ſtützen, die ihren Willen wiederum nur durch die
Nationalverſammlung geltend machen kann.

Heymann-Württemberg:
Jn der Forderung nach unkompromitierten Männern ſind wir

alles einig. Ebenſo ſcheint Solfs Feſtſtellung richtig, daß für den
Abſchluß des Friedens eine unangefochtene Zivilgewalt nötig iſt.
Den Frieden brauchen wir nach überwiegender Anſicht ſo bald wie
möglich. Die Arbeiter- und Soldatenräte haben die Revolution
geſchaffen und beſtehen deshalb zu Recht, aber mit dem Sieg der
Revolution muß ihre Umwandlung kommen. Sie ſind ein

Proviſorium bis zur ſchleunigſt einzuberufenden National-
verſammlung.

Gelingt der Berliner Verſuch, dieſe zu verzögern, dann ſiegt
der Separatismus. Württemberg ſteht durchaus auf dem Boden
der Reichseinheit, aber wir brauchen Ordnung und geſicherte
Lebensmittelverhältniſſe. Ueber uns geht die Soldatenwelle am
intenſivſten hinweg und wir haben für viele Tauſende elſäſſiſcher
Flüchtlinge zu ſorgen. Wir haben keinerlei Zweifel daran gelaſſen,
daß wir auf dem Boden der Demokratie und des Sozialismus
ſtehen, und nur geringen Widerſtand gefunden.

Polksbeauftragter Landsberg:
Eisner will unkompromitierte Männer als Unterhändler haben,

aber er hat ſelbſt erklärt, daß es fraglich ſei, ob dieſe weitere
Milderungen erzielen könnten. Die bisherigen Milderungen und
die Lebensmittelzuſage ſeien den alten Männern gewährt worden.
Entgegen Eisner und Bernſtein halte er dieſe Bedingungen für
unerträglich. Die zweite Forderung Eisners, daß die Regierung
vom Mehrheitswillen getragen ſei, unterſtütze er freilich, das heiße
aber nichts anderes, als

ſchleunige Einberufung der Nationalverſammlung.
Um 1 Uhr wird die Sitzung bis 3 Uhr nachmittags ausgeſetzt.
Die Nachmittagsſitzung wurde eingeleitet durch den

Volksbeauftragten Barth,
der die Konſtituante für notwendig erklärte, aber vorerſt die Ar-
beiter- und Soldatenräte als Vorparlament einberufen will. Die
Diktatur wolle niemand verlängern.

Präſident Merges- Braunſchweig wendet ſich gegen die
Konterrevolution, die ſchuld ſei, wenn ein Tropfen Blut
fließe und gegen die Kerenſkitaktik der Regierung. Diktatur müſſe
ſo lange ſein, bis die Verhältniſſe ſozialiſtiſch umgeſtaltet ſeien.
Die Regierung müſſe vom Volkszorn weggefegt werden.

Ebert verweiſt darauf, daß die Regierung vom Vertrauen der
Parteien und der Arbeiter- und Soldatenräte getragen wäre und
daß an dem angeblichen Befehl des Generals Sixt von Arnim
kein wahres Wort ſei.

Criſpin- Württemberg warnt vor übertriebener Hetze gegen
den Bolſchewismus, erklärt ſich aber uneingeſchränkt für die Natis-
nalverſammlung. Er wünſche eine wirklich gute Preſſeabteilung
der Regierung und einen Gerichtshof für die Schuldigen am Kriege,
nicht zur Beſtrafung, ſondern zur Feſtſtellung.

Geis- Baden ſpricht für die baldige Nationalverſammlung,
weil ohne ſie kein Friede möglich ſei.

Eisner warnt vor der Durchführung des Sozialismus im
Augenblick der Zerrüttung. Er bezeichnete die Arbeiter- und Sol
datenräte und Bauernräte als Grundlage der zukünftigen Arbeit,
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Regierung ſei rein ſozialiſtiſch umzuformen, das Auswartige
mit unbelaſteten Männern zu beſetzen und ein Präſident zu

der Deutſchlands Vertrauen beſitzt und mit der Entente
rhandle. Er verlieſt ſeinen ſchon veröffentlichten Proteſt gegen
indenburg.

Ebert verwahrt ſich gegen die Angriffe auf die Regierung,
deren politiſche Leitung rein ſozialiſtiſch ſei.

Nach Erklärungen Erzbergers, der den Jmperialismus der
Feinde beleuchtet, und Ausführungen Lauſenburgs Hamburg über
Die Beteiligung des Bürgertums an den Volksvertretungen nachaßgabe ſeine

laufenen Anträge.
Jn der weiteren Debatte proteſtiert Haas Karlsruhe gegen

jede Diktatur von Berlin und nennt die Nationalverſammlung
s einzige Mittel gegen den Separatismus.

Scheidemann
unterſtreicht Eisners Anſicht, daß man im Augenblick der Zer-

ung nicht ſozialiſieren könne und wendet ſich gegen ein Klaſſen-
rlament, wie es die Arbeiter- und Soldatenräte auf die Dauer

wären. Er ſagt, daß die techniſchen Schwierigkeiten der National-
verſammlung lächerliche Zwirnfäden wären. Wir brauchten keine
Wählerliſten, nur eine Legitimation für jeden Wähler.

Gradnauer- Sachſen ſchloß ſich ihm an und nennt die
Nationalverſammlung eine Schickſalsfrage.

Beigeordneter Herzfeld ſpricht für unbedingte Beibehaltuig
der Arbeiter und Soldatenräte, bis die wirtſchaftliche Revolution
weit genug vorgetrieben ſei.

Volksbeauftragter Haaſe
weiſt die Verhandlungsfähigkeit der jetzigen Regrerung nach, zu
deren Unterſtützung ſich ſogar die Bürgerlichen bere' erklärt hätten.
Scheidemanns Vorſchlag billige er nicht und betont die Schwierig-
giten z. B. ob in den okkupierten Gebieten frei obgeſtimm: werden

nne, und wie es in Poſen gehandhabt werden ſolle. Die National-
verſammlungen in den Bundesſtaaten bilt er zurück zuſtellen.

wiſthen Solf und den Volks uiftengten herrſchten allerdings
einungsverſchiedenheiten, we'che die heutige Rede noch vergrößzert
itte. Unverantwortliche Einflüſſe gegen die ſoztaliſtiſche Republik
ulde die Reichsregierung ar h

Der Miniſter Hirſch dednuerte, nicht im Namen der Preußen
gegen die Loslöſung preußiſcher Gebietsteile proteſt'eren zu können.

Das Ergebnis der Ausſprache.
Nach Schluß der Debatte wurde als Ergeons der Verhand

lungen folgendes Reſumee angenommen:

1. Die Aufrechterhaltung der Einheit Deutſchlands
iſt ein dringendes Gebot der Stunde. Alle deutſchen Stämme
ſtehen geſchloſſen zur deutſchen Republik. Sie verpflichten fich,
im Sinne der Reichseinheit zu wirken und ſeparatiſtiſche Beſtre
ungen zu bekämpfen.

2. Die Berufung einer konſtituierenden Nationalverſammlung
wird allgemein zugeſtimmt. Ebenſo der Abſicht der
Reichsleitung, die Vorbereitungen zur Nationalverſammlung
möglichſt bald durchzuführen.

Z. Bis zum Zuſammentritt der Nationalverſammlung ſind die
Arbeiter- und Soldatenräte die Repräſentation des
Solkswillens.

4. Die Reichsleitung wird erſucht, auf die ſchleunige Herbei-
ührung eines Präliminarfriedens hinzuarbeiten.

Unſere wirtſchaftliche Lage.
Die Konferenz erörterte ſchließlich die wirtſchaftliche Lage.

Sie iaſekretär Wurm vom Reichsernährungsamt, Staatsſekretär
d. h vom Demobiliſationsamt und Staatsſekretär Müller

Reichsarbeitsamt erſtatteten Referate. Müller ſchlägt fol-
de Reſolution vor, die einſtimmig angenommen wurde:

Um das Wirtſchaftsleben Deutſchlands aufrechtzuerhalten,
und um die ungeſtörte Verſorgung des Landes mit Lebensmitteln
und Rohſtoffen aus dem Auslande zu ſichern und die Deutſche
Volksrepublik im Jn- und Auslande kreditfähig zu erhalten, iſt
fortan die Arbeit aller Banken, Sparkaſſen und ſonſtigen Kredit
inſtitute auf der bisherigen Grundlage und in der bisherigen
Form unbedingt erforderlich. Jn Uebereinſtimmung mit den
Vertretern der deutſchen Einzelſtaaten erklärt daher die Reichs
regierung, daß jeder Eingriff in die geſchäftliche Tätig-
keit der Kreditanſtalten zu unterbleiben hat.

Nach 9 Uhr ſprach Ebert das Schlußwort.

Sitzung des Vollzugsrats.
Der Vollzugsrat trat geſtern nachmittag 4 Uhr im Miniſter

ſaal des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes zu einer Vollſitzung
zuſammen. Der Vorſitzende eröffnete die Tagung mit der Mit-
teilung, daß große Arbeitseinſtellungen in Groß-
Berlin eingetreten und weiter zu erwarten ſind. Der Grund
iſt in den wachſenden Gegenſätzen zwiſchen den Unternehmern und
den Arbeitern zu ſuchen. Die in Frage kommenden Unternehmer
haben ihre in den erſten Tagen der Revolution gemachten Zuge-
ſtändniſſe zum großen Teil zurückgezogen. Der Umwandlung der
Akkord- in Lohnarbeit und der Verkürzung der Arbeitszeit wird
der größte Widerſtand entgegengeſetzt.

Ein Redner begründet dieſen Widerſtand mit der Furcht der
Unternehmer vor der bevorſtehenden Sozialiſierung der Betriebe.
Allgemein kommt die Meinung zum Ausdruck, daß das Unter
nehmertum zur paſſiven Reſiſtenz übergeht. Nach längerer De-
batte einigt ſich die Verſammlung auf den Vorſchlag, am Mittwoch,
dem 27. November, 10 Uhr, in den Germania-Prachtſälen eine
Verſammlung der Berliner Arbeiterräte einzuberufen, die ſich
lediglich mit den Betriebsfragen beſchäftigen und in der
ein Mitglied der Reichsregierung referieren ſoll.

wei Mitglieder der preußiſchen Regierung erſcheinen und
erſuchen den Vollzugsrat um Eniſcheidung, ob der Juſtiz
miniſter Spahn beſtätigt werden ſoll. Ausſprache und Ab
ſtimmung ergaben einmütige Uebereinſtimmung, daß er nicht be
ſtätigt wird. Dagegen werden beſtätigt: Simon (Handels-
miniſterium), Paul Hoffmann und Brummer (Eiſenbahnminiſte-
rium) und Wolfgang Heine neben dem bereits beſtätigten Dr.
Roſenfeld (Juſtizminiſterium).

Der Vollzugsrat beſchließt, ſeine programmatiſchen Beſchlüſſe
als Flugblätter in Maſſenauflagen im Lande zu verbreiten.

Der bayriſche Miniſterpräſident Eis ner erſcheint und be
richtet unter geſpannter Aufmerkſamkeit über den Verlauf der
Revolution in Bayern, indem er gleichzeitig ſeine An-
ſichten über den Ausbau derſelben, ſowie über die Stimmung in
Bayern vorträgt. Er ſchloß mit dem Appell zu demokratiſcher
praktiſcher Ausgeſtaltung der Arbeiter und Soldatenräte als Er
ſatz für den bürgerlichen Parlamentarismus, der bankrott ge
macht habe.

Hieran ſchloß ſich eine ausgiebige Diskuſſion, in der ſich große
Uebereinſtimmung mit den Eisnerſchen Anſichten zeigte, vor allein
über die Ablehnung weitgehender ſozialiſtiſcher Experimente im
gegenwärtigen Augenblick.

Scheid di rti
n der geſtrigen Reichskonferenz hatte ſich Scheidemann in einer

e e r J per die baldigeWahl na ammlung aus techniſ ü benden. 71 r W ren erde ets wird hauptſächli tont, es nahezu unmögüch fei, C
ſolange nicht alle Soldaten in die Heimat zurückgekehrt

en. Soldaten dürften aber, was für mich ſelbſtverſtändſich iſt,
nicht von der Ausübung des Wahſrechts ausgeſchloſſen ein. Ich halte
die Wahl 7 unter Teilnahme aller Soldaten, ohne daß in die
ſem be lle Wählerſiſten aufgeſtellt werden müßlen. Die

einer wirtſchaftlichen Kraft verlieſt Ebert die einge-

Der Ausfall der Wahlen zum Arbeiterrat für Groß
Dresden iſt für den ſächſiſchen Bolſchewismus noch viel
blamabler, als nach den erſten Ergebniſſen anzunehmen war.
Nach der Dresdner Volkszeitung entfielen auf

Liſte 1 117566 Stimmen
Liſte 2 81440 Stimmen

Ungültig waren 2414 Stimmen.
Partei und Gewerkſchaften werden alſo vielleicht 47 Ver

treter im Arbeiterrat haben, die Bolſchewiſten aber nur
drei. Wenn dieſes Wahlergebnis den Bolſchewiſten nicht
zu denken gibt, dann iſt ihnen nicht zu helfen. Wir hatten
geſtern die Ausreden vorausgenommen, mit denen die Leip-
ziger Volkszeitung wieder hervortreten werde, um den elenden
Reinfall zu beſchönigen. »Was indeſſen die Leipziger Volks
zeitung vorbringt zur Erklärung des Zuſammenbruches ihrer
Anhängerſchaft in Dresden, das iſt nicht mehr und nicht
weniger als eine Bankrotterklärung. Bei der Wahl ſeien,
ſagt das Leipziger Volſchewiſtenorgan, große Be
trugsmanöver vorgekommen. Jn einigen Lokalen ſei
ſtundenlang gewählt worden, ohne daß der amtliche Stimm-
zettel, der amtlich beſorgt werden ſollte, zur Stelle geweſen
ſei. Dieſe Manöver dürften, ſagt das Blatt, einen Wahl-
proteſt zur Folge haben. Daran glaubt indeſſen die Leip-
ziger Volkszeitung ſelbſt nicht. Denn daß ihr nach einer
Wiederholung dieſer Blamage gelüſten ſollte, iſt nicht anzu
nehmen. Jm Gegenſatz zu dieſer Abſicht, einen Wahlproteſt
einzubringen, ſteht gleichſam die weitere Erklärung, die die
Leipziger Volkszeitung gegen ihre Niederlage vorbringt. Sie
ſchreibt nämlich: „Das Dresdner Bürgertum, Beamte und
Angeſtellte bis zu 6000 Mark, hat die rechtsſozialiſtiſche Liſte
zum Arbeiterrat gewählt. Unternehmer haben ihre Arbeiter
und Angeſtellten, Wohlhabende ihre Dienſtmädchen mit dem
rechts ſozialiſtiſchen Stimmzettel zur Wahlurne geſandt.
Die von der Gegenrevolution in Dresden erzeugte und von
den Rechtsſozialiſten und Gewerkſchaftsbeamten geſtärkte
Panikſtimmung hat ihre Wirkung getan.“ Alſo immerhin
keine „Betrugsmanöver“, die das Wahlergebnis herbei-
geführt haben?! Daß das Bürgertum ſeine Angeſtellten,
Bedienſtete uſw. für die ſozialdemokratiſche Liſte aufgeboten
hat, iſt natürlich richtig. Aber meint vielleicht die Leipziger
Volkszeitung, daß das Wahlergebnis für ihre Richtung
weniger blamabel geweſen wäre, wenn die Bürgerlichen ſelbſt
ſtöndig geſtimmt hätten? Die Leipziger Volkszeitung mag
eben ſagen, was ſie will: Die Wahl zum Dresdner Arbeiter-
rat iſt eine einmütige Abſage der ganzen ſtimmfähigen
Bevölkerung gegen die bolſchewiſtiſche Richtung des Sozjalis
mus, und es iſt nicht die Folge einer erzeugten Panikſtim-

kommenden Wahl

mung, ſondern das ganz naturgemäße Ergebnis gegen denichen ſſgen Unſinn. Das werden die guten Leute in

der und in der Umgebung der er Volkszeitung bei den
en zu den parlamenten noch reich-

lich zu erfahren bekommen. Unh wie dann die Wahlen zur
Nationalverſammlung ausfallen werden, können ſich die

Leipziger Teroriſten leicht ausmalen.

Die Dresdner Volkszeitung ſagt zu der unabhängigen
Wahlniederlage:

„Eine gewiſſe Vorſicht war bei Aufſtellung von Wahlprognoſen
gewiß am Platze. Denn niemand wußte, wie die Herabſetzung
des hlalters auf 20 Jahre und das Stimmrecht der Arbeite-
rinnen wirken würde. Sprach doch manches dafür, daß die bolſche-
wiſtiſchen Kraäftworte Frauen und Jugendlichen beſonders impo-
nierten. Dazu kam, daß man die Hauptſammelplätze der Un-
abhängigen, vor allem den Plauenſchen Grund, in Rechnung ſtellen
mußte. Offenbar haben Jugendliche und Frauen auch die haupt-
ſächlichſte Gefolgſchaft der Gegenſeite geſtellt. Wenn ſie trotzdem
ſo kläglich abgeſchnitten und nur etwa 5 Prozent der abgegebenen
Stimmen auf ſich vereinigen konnten, da liegt die Frage nahe,
wieviel erwachſene Männer mit gereiftem Urteilsvermögen ſie in
ihrer Gefolgſchaft noch haben mögen. Ziffernmäßig läßt ſich das
freilich nicht feſtſtellen, aber fehl geht' man wohl nicht, wenn man
bei Schätzungen in den Hunderten bleibt.

Dieſer Zuſammenbruch wiegt um ſo ſchwerer, weil die Un-
abhängigen auf die Zeit der Kriegsnot und revolutionären Um-
wälzungen gerade ihre Hoffnungen geſetzt hatten. Alle ſeitherigen
Wahlniederlagen ertrugen ſie mit den Hoffnungen, daß ihre Heit
kommen werde. Die Zeit, auf die ſie gehofft, iſt da, ſie glaubten
ja auch ſchon alles ſicher in den Händen zu haben, uns ſogar pein-
liche Bedingungen diktieren zu können, und nun erleben ſie eine
vernichtende Zurückweiſung ihrer politiſchen Abſichten durch die
Arbeiter und Angeſtellten. Das iſt keine Niederlage mehr, das iſt
ein Grab, aus dem es kaum ein Wiedererſtehen gibt.“

Die Berliner parlamentariſche Korreſpondenz bezeichnet den

eben dieſe Uebexraſchung zeigt uns auch, wie notwendig eine ge-
naue Kontrolle der Volksabſtimmung iſt, und wie wenig alle un-
kontrollierboren Behauptungen über den angeblichen Willen der
Maſſe Beckchtung verdienen. Jn Dresden waren die Unabhängigen
vordem mit ungeheurer Anmaßung aufgetreten. Sie hatten es
wie eine Art Gnade betrachtet, wenn ſie der alten Partei die Hälfte
der Sitze im Arbeiterrat einräumten. Sie hatten an dieſes Zu-
geſtändnis allerhand Bedingungen geknüpft, die Führer der So-
zialdemokratie von der Aufnahme in den Arbeiter- und Soldaten-
rat ausgeſchloſſen. Jetzt zeigt ſich, daß der wirkliche Anhang dieſer
ſelbſtbewußten Leute gleich Null war. Und wie in Dresden, ſo
dürfte in hundert anderen Orten die Macht der Radikalen eine
vorgeſpiegelte ſein. Desbalb verlangen wir überall Wahlen, welche
die wirkliche Meinung des Volkes an den Tag bringen.

Fuſammenbruch des Bolſchewismus in Dresden.

Ausfall der Wahl als eine Ueberraſchung und bemerkt dazu: Aber S

Wahlen für die Nationalverſammlung werden geheim, gleich und direkt
ſein. Alle über zwanzig Jahre alten Männer und Frauen können nach
dem Verhältniswahlverfahren wählen. Die politiſchen Parteien oder
auch andere Grupven, die ſich für dieſe beſondere Wahl etwa vereinigen
wollen, können Liſlen ihrer Kandidaten für alle Wahlkreiſe des Reichs
aufſtellen. Es könnte für die Herausgabe der amtlich herauszugebenden
Stimmzettel gerüoen, wenn die Parteileitungen ihre Kandidatenliſten
einreichten. Die Regierung müßte dann einheitliche Stimmzettel für
das ganze Reich drucken und verteilen laſſen.

Ich ſchlage vor, daß alle Soldaten gleichviel wo ſie am Tag der
Wohl ſich auſhalten, ſich durch ihren Milltärpaß legitimieren Der Paß
müßte nach vorgenommerer Wahl abgeſtempelt werden, damit jeder
Wahlberechtigte nur einmal wählen kann.

Alle Ziril-Wohblberechligten in der Heimat könnten auf Grund
eines Ausweiſes wählen, der jedem Wahlberechtigten auf Verlangen
ausgeſtellt werden müßte. Dem Einwand, daß in den befetzten Ge
bieten die Wahl kaum vollzogen werden könnte, kann ich erhebliches Ge
wicht nicht beimeſſen. Wenn es ſich in dem beſetzten ElſaßLothringen
darum handelte, daß die Wähler für Deutſchland oder für Frankreich
votieren ſollten, dann ließe ich den Einwand gelten. Darum handelt
es ſich aber nicht bei der jetzigen Wahl

Meine Ueberzeusung, daß die Errungenſchaften der Revolution
um ſo ſchneller geſichert werden können, je ſchneller die Wahlen zur
Nationalverſammlung ſtattfinden, iſt von Tag zu Tag gefeſtigt worden.
Je ſchneller wir den Tag der Wahlen bekonntgeben können, um ſo
ſchneller werden wir auch Brot und Frieden haben.

Auch Eisner!
Die Sozialiſtiſche Korreſpondenz teilt über die Stellung des

bayriſchen Miniſterpräſidenten bei Ausbruch des Krieges mit:
Eisner hat in der Reichskonferenz die Forderung geſtellt, daß nur
neue Männer mit reinen Händen berufen ſein ſollen, Deutſch
land bei den Frieden sökthandlungen gegenüber den Feinden zu
vertreten. Darauf iſt zu erwidern, daß es ſolche Männer in
Deutſchland nicht gibt. Eisner ſelbſt hat in den Tagen vom
25. Juli bis 4. Auguſt die ihm naheſtehenden Parteigenoſſen mit
der ganzen Leidenſchaftlichkeit ſeiner Beweisführung beſtürmt, doch
um jeden Preis für die Bewilligung der Kriegskredite einzutreten,
da Deutſchland in Notwel e gegen das unbedingte kriegsentſchloſſene
Rußland mit ſeiner zariſtiſchen Klique ſich mit aller Kraft ver
teidigen müſſe. Eisner hat ſich dabei auf Jnformationen geſtützt,
die er in den bayriſchen Miniſterien erbalten hatte, und die ihm
damals die abſolute Ueberzeugung beibrachten, daß Deutſchland
keine andere Wahl habe als zum Kriege zu greifen. Erſt im Herbſt
1914 hat dann CEisner auf Grund anderer Beweisſtücke ſeine Stel-
lung in das volkommene Gegenteil verändert.

Tntlaſſung aus dem Heimatheer.
1. Von 1. Dezember 1918 ab ſind aus dem Heimatheer zu ent

laſſen: Offiziere des Veurlaubtenſtandes, Unteroffiziere und Mann
ſchaften der Jahrgänge 1880 bis einſchließlich 1886.

Zur Aufrechterhaltung des notwendigen Ordnungs-, Arbeits
und BVewachungsdienſtes können Mannſchaften bis kängſtens

.15. Dezember zurückgehalten werden, dann müſſen ſie durch jüngere
erſetzt ſein, die auch aus den aufzulöſenden mobilen Formatienen
frei werden.

2. Das Eintreffen einzelner mobiler Formationen in der Heimat
hat beonnen. Alles muß getan werden, um dieſen nach klanger,
ſchwerſter Kriegszeit ins Vaterland zurückkehrenden Männern
einen herzlichen Empfang zu bieten, nicht nur der Geſamtheit in
öffentlicher Art, ſondern auch jedem einzelnen gegenüber in ernſtem
kameradſchaftlichem Geiſte. Vergeſſen wir nicht, was ſie für die
Heimat getan haben!

3. Soweit die in der Heimat eingetroffenen mobilen Forma
tionen nicht zum Grenzſchutz- oder Ordnungsdienſt beſtimmt ſind,
werden ſie gemäß Erlaß vom 19. 11. 18 D. Nr. 5252 18. d. M. ſo
fort aufgelöſt oder in den Friedensrahmen zurückgeführt und alle
Jahrgänge bis auf die Jahrgänge 1896—99 ordnungkgemäß ent
laſſen. Die letzteren Jahrgänge ſind in die Erſatztruppen der
Friedensformationen oder in dieſe ſelbſt zu überführen, um dort
ältere Jahrgänge zur Entlaſſung freizumachen.

Einzelheiten regeln die Stellvertretenden Generalkommandos.

Der Kriegsminiſter A.: Reinhardt.
Der Unterſtaatsſekretär. Göhre.

(Amllich.) Alle Arbeiler und iitrw werden gebelen, Vor
kehrungen zu kreffen. daß alle Wgffen und Ausräſtungs-

ſt ä ck e. die auf Bahnhöfen oder andern Orten von Truppen oder ein
zeln reiſenden Heeresangehötigen niedergelegt oder abgegeben worden
ſind. geſammelt, bewacht und bei der erſſen Gelegenheit dem nächſten
Arſiſleriedepot zugeführt werden. Ausführung dieſer Weiſung wird
große Werte des Volksvermögens erheſfen.

J. A.: Unkterſtaatsſekreiär Göhre. Relnhardk.

Der Vollzug ausſchuß des Soldaten
rats bei der oberſten Heeresleitung

erließ auf vielfältige dringende Aufforderung von Fronk-Soldatenrälen
hin den folgenden Aufruf:

An alle Soldatenräte der ppen und Armee-Ober-
komwandos der Weſt-, Oſt und Säüdoſtfront zur ſchleunigſten

Weilerleitung an unlerftellte Generalkommandos und Diviſtonen.
Jn zahlreichen Kundgebungen von Soldatenräten des Feldheeres

kommt zu uns der dringende Wunſch auf ſofortige Einberufung eines

bei der Neugeftaltung der Dinge im Reich nicht überhört werden ſoll.
Solchen Vertretertag berufen wir hiermit auf den 1. 12. vor-
mittags 9 Uhr nach Bad Ems ein.

Jede Diviſion, ſowie jedes Generalkommando, Armee-Oberkom-
mando und jede Heeresgruppe die 3 letzteren für die ihnen unmittel
bar unterſtehenden Truppen wollen je einen mit ſchriftlicher Vol-
macht ver'ehenen Verkreter entſenden. Vorbereitungen zur Tagung
übernimmt der Soldatenrat bei der O. H. L. Der Raum der Tagung
wird am Bohnhof Bad Ems noch bekanntgegeben werden.

Soldatenräte!
einen aus der Truppe gewählten Vertrauensmann vertreten iſt. Es
handelt ſich um eine eintägige Zuſammenkunft.

Die vierte Armee gegen jede
Diktatur.

Krefeld, 25. November. Nachſtehendes Telegramm iſt
heute an den Reichskanzler Ebert geſandt worden:

nehme den Kampf gegen die Revolution auf. Wenn unter „Revo-
lution“ die Diktatur der Minderheit, der Volſchewiſten, verſtanden
wird, ſo deckt, ſich das Gerücht mit den Tatſachen. Die politiſchen
Ziele der vierten Armee ſtimmen bei ſolcher Auslegung dann auch
mit dem Programm der Regierung, vertreten durch Ebert und
Haaſe, überein. Die vierte Armee hat in ihrem von den Dele-
gierten der einzelnen Truppenteile einmütig angenommenen Pro-
gramm folgenden Satz niedergelegt: „Die Armee bekämpft mit
allen Mitteln jeden Verfuch, eine Diktatur zu errichten, ſei ſie
nonarchiſtiſcher oder terroriſtiſcher Natur. Die Armee erwartet

von allen Besörden und Hommandoſtellen die tatkräftige Unter
ſtützung der Regierung des Reichskanzlers Ebert.“

Der Soldat der v Arinee ſpricht im Namen von
500 000 Frontſoldaten, nachdem die Delegierten der einzelnen
Frontverbände in ihrer geſtrigen Sitzung in Krefeld dem Vorſitzen
den Ludwig Levinſohn ihre uneingeſchränkte Zuſtimmung gegeben
haben. Der Soldatenrat hat ſchwer kämpfen müſſen, um den Rück
marſch in geordnete Bahnen zu leiten. Er wurde gegen ſeinen
Willen auf politiſches Gebiet gedrängt und wendet ſich gegen die
Machenſchaften der Leute, die auf dem beſten Wege ſind, den Feind
ins Land zu rufen. Möge ſich eine Revolution der Welt in man
chen Köpfen mit Jdealen konſtruieren laſſen, wer am Feinde ſtand,
muß ſich ſagen, daß die Weltanſchauung der Entente augenblidk
5 noch dem Materialismus huldigt. Jn unmittelbaren Kund-
gebangen von uns wurde dem Reichskanzler klargelegt: Die Front
will der Regierung zur Seite ſtehen, aber ſie verlangt, in Berlin
gehört zu werden. Wer die Heimaterde vexteidigt hat, läßt es
nicht tatenlos geſchehen, daß ohne ſein Zutun über ſein Schickſal
entſchieden wird. Dies iſt billiges Recht, nicht Revolution.

Der Soldatenrat der vierten Armee.
Ludwig Levinſohn, Vorſitzender.“

Wilſon für die Lebensmittel

lieferung. c
Meinung Deutſchlands über die Fortſetzung der Hunger-
blockade ſcheint jetzt doch ein gewiſſer Erfolg beſchieden zu

ſein. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß der Hebensmittel

allgemeinen Vertretertages der TruppenSoldatenräte, deren Stimme

Werbt und ſorat dafür, daß jede Diviſion durch

„Jn Berlin wird das Gerücht verbreitet, die vierte Armee
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im Falle Belgiens geſchehen iſt. Der Präſident gab ferner der Anſicht

der Mittelmächte alsdann r laſſen ſollte, der bedrängten Be
e

mit Geſetzeskraft Anordnungen erlaſſen, die einſchneidende Ein
griffe in die bisher geltende Geſetzgebung in ſich ſchließen. Daß es

rſorgung Deutſchlands durch die Regierungen der Entente

Wiſſens hilſons Anregungen jetzt endlich praktiſch näher ge
reten wird.

Die deutſche Regierung hat durch Vermittlung der

unterliegt es keinem Zweifel, daß die Revolution nicht einen Zu
ſtand der Geſetzloſigkeit geſchaffen hat, ſondern daß alle bisher

geltenden Geſetze an ſich in Kraft geblieben ſind, bis ſie durch einen
neuen Akt der Geſetzgebung aufgehoben oder geändert werden. Nur

Schweizer Regierung die nachſtehende Antwort des amerika der erſte Anſturm, der ſich gegen das Staatsgrundgeſetz, die Ver
ſchen Staatsſekretärs Lanſing erhalten:

n der gemeinſamen Sitzung der beiden Häufer des Kor November erklärte der Präſident der Vereinigten S G

die Vertreter der verbündeten Regierungen im Obe t in
Verſailles in einem einſtimmig gefaßten Beſchluß den V der
Mittelmächte regt hätten, 3 alles unter den nwärtigen Um-fänden Mögliche getan werden ſolle, um ſie mit Prunos tteln zu

perſehen, um die traurige Not zu erleichtern, die an ſoviel Orten ihrbedroht, und de ſofort Schritte unternommen werden ſollen,

dieſes Hilfswerk in derſelben Weiſe ſyſtematiſch zu organiſieren, wie dies

Ausdruck, daß es ſich durch Verwendung der brachliegenden Tonnage

völkerung der Mittelmächte die Furcht vor äußerſtem Elend zu' nehmen
und ihr Gelegenheit zu geben, ihre Aufmerkſamkeit und ihre Kräfte den
großen und r v Aufgaben des politiſchen Neuaufbaues zu wid-

e reIn dieſem Sinne räſident, zu erklären, daß
er bereit iſt. die Verſorgung Deutſchlands mit Nahrungsmitteln in
günſtigem Sinne zu erwägen und dieſe Frage mit den Verbündeten
Regierungen ſofort aufzunehmen, vorausgeſetzt, daß er dieVerſicherung erhält, daß in Deutſchland die l re aufrecht
erhelten wird und auch weiterhin aufrechterhalten bleibt, daß die
gerechte Verleilung der Nahrungsmittel unzweifelhaft garantiert wird.

Anabhängige Quertreibereien.
Die Berliner Unabhängigen veranſtalteten geſtern wieder

große öffentliche Verfammlungen; in einer davon ſprach Ha aſe. Er
wandte ſich gegen die Mehrheitsſozialiſten, die immer noch in bürger-
lichen Gedanken eingeſponnen ſeien. Als Ziel ſeiner Wünſche
nete Haaſe die völlige Erſetzung des bisherigen Beamten- und Ver
waltungsapparates durch Anhänger der ſozialiſtiſchen Parteien. Für
ein ſolches Experiment ſei jedoch in der jetzigen ſchwierigen Zeit kein

atz.2 Die Verſtaatlichung gewiſſer Betriebe läge im Intereſſe der

Allgemeinheit, wobei die Exportinduſtrie und der Handel unbehelligt
bleiben würden. Haaſe ſtellte ferner feſt, daß die Diktatur des Prole
tariats ſelbſtverſtändlich kein ewiger Zuſtand ſein könne; aber die
Errungenſchaften der Revolution müſſen verankert werden. Die
Nationalverſammlung ſei eine unbedingte Notwendigkeit; fraglich
ſei allein der Termin. Den Soldaten vor allen Dingen müſſe das
Recht der Beteiligung eingeräumt werden. Dies ſei jedoch im Februar
noch nicht möglich.

Auch hier alſo wieder das Beſtreben der Verſchleppung aus offen
barer Angſt vor dem Wahlergebnis. Dresden kann freilich das unab-
hängige Selbſtvertrauen nicht ſtärken. Die unentwegten Unabhängigen
C ihre ſonſt betonten demokratiſchen Grundſätze noch weiter
in der

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der erſte brandenburgiſche Bauernrat.
Der erſte Bauernrat der Mark Brandenburg hat ſich nach dem

Vorwärts in Bredereiche gebildet. Er fordert:
1. Beſſere Volksernährung durch möglichſt freiwillige Abgabe der

Lebensmiltel.
2. Eine Bauernwehr im Jntereſſe der Aufrechterhaltung der Ord-

nung und r3. Mitwirkung der Bauernräte bei allen Entſcheidungen des öffent
lichen Wirtſchaftslebens.

4. Mitarbeit in der Ueberführung des land wirtſchaftlichen Groß
beſitzes in den Beſitz von Bauern.

5. Rückſichtsloſes Vorgehen gegen die bisherige Schonung der
Großgrundbeſitzer bei der Abgabe von Lebensmitteln, Vieh uſw. zum
ſchweren Schaden der Bauernwirtſchaften.

Rechtsmittel für Kriegsbeſchädigte.
Jn naher Ausſicht ſteht die Anordnung eines neuen Rechtsmittel

verfahrens für die Kriegsbeſchädigten und Kriegéehinterbliebenen. Statt
des Kriegsminiſteriums, dem bisher die Entſcheidung oblag, ſollen
Spruchinſtanzen in Anlehnung an die Schiedsgerichte und Organe der
Arbeiterverſicherung geſchaffen werden. Außerdem ſollen die Renten
erhöht werden.

Arbeiter in der Regierung.
Zur ſtändigen Beratung des preußiſchen Miniſters der öffentlichen

Arbeiten iſt der Vorſitzende des Deutſchen Eifenbahnerverbandes,
Brunner, als Berat ins Miniſterium berufen worden. Der
Verbandsvorſtand hat ihm, obwohl er ſeine Arbeitskraft für unentbehr
lich hält, mit Rückſicht auf die gegenwärtigen politiſchen Verhältniſſe
dafür Urlaub erteilt.

Der unabhängige ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Dr.
Erdmann läßt mitteilen, daß er die Berufung als Beirat ins
Reichswirtſchaftsamt abgelehnt hat.

Zur Frage der Trennung von Staat und Kirche.
Beantwortu i telegraphiſ und brieflicher Ane der h für Wiſſenſchaft, Kunſt

rn Volksbildung, r ſch, folgendes Telegramm an die
r r das unſinnige Gerücht, daß das

Kultusminiſterium beabſichtige, mit einem das Volk überrumpelnden
Handſtreich durch bloßes Dekret unwwerzüglich die Trennung von Staat
nd beizuf Gewi die baldige Durchführung dieſerWenn g. u r Pontt und die r Vor

arbeiten ſind auch bereits eingeleitet. Aber es verſteht ſich von
ltusminiſterium vollſte Einmütigſelbſt und darübe ielbſt rüber herrſcht im ſt zkeit daß zu dieſen Vorarbeiten, die mit

furiſti nd in politiſcher Natur verknüpft ſind und diere der zen er c Argenrangezog vVorbeſprechungen rtraumännern er Geiſt und mit anerkannten Lehrern des Ki rchenrechts
Gewähr dafür geboten, daß nichtsſind bereits eingeleitet. Ese Rückſichtnahme auf diegeh wird, ohne die

ntereſſen und Empfindungen auch der kirchlich denkenden

i Volkes. ird über da brochen werden.r Winde das hen die eſcht auf die all
i itiſche Lage verbieten. Das ſche Miniſterium für Wiſh u Solehhen, e W r

rn nruhig r i Bevölliegt keinerlei Anlaß h offigrele Erttärung unſeres Miniſteriums

in dieſer Frage erfolgt in den nächſten Tagen.

Revolution und Geſetzgebung.
Von bürgerlichjuriſtiſcher Seite wird uns geſchri-ben:
Unter dem 12. November 1918 hat die neue ſozialiſtiſche Re

gierung, der Rat der Volksbeauftragten in Berlin, zum erſtenmol

eine Hauptaufgabe der Revolution ſein muß, die morſchen und alt
gewordenen Beſtandteile unſerer Rechtsordnung zu veſeitigen und

faſſung, richtete, mußte ſich in der Weiſe vollziehen, daß ſich
der Volkswille über das Geſetz ſtellte und die Verfaſſung des
Reichs und der Bundesſtaaten eigenmächtig ohne förmlichen Geſetz
gebungsakt zerbrach. So ſind zweifellos von der Reichsverfaſſung
die Abſchnitte, die den Kaiſer, den Bundesrat und wohl auch den
Reichstag betrafen, von ſelbſt außer Kraft getreten, während andere
Teile, wie z. V. die Vorſchriften über das Reichsgebiet, die Reichs
angehörigkeit, die Freizügigkeit uſw. in Kraft geblieben ſind, ebenſo
auch die Vorſchriften über die Abgrenzung der Kompetenz des
Reichs und der Bundesſtaaten, ſolange nicht der Volkswille dieſe
ſelbſt für aufgehoben erklärt hat. Nunmehr gilt es aber, den
weiteren Aufbau der Neuordnung in ſtreng geſetzlicher, auf dem
Volkswillen als entſcheidender Rechtsgrundlage aufgebauter Weiſe
in die Wege zu leiten. Daher dürfte es eine der wichtigſten Fragen
ſein, wem gegenwärtig die geſetzgebende Gewalt in Deutſchland
zuſteht.

Vor den großen Revolutionen von 1789 1849 waren es (von
England abgeſehen) durchweg die fürſtlichen Machthaber, die die
Geſetze erließen, wobei es ihnen mehr oder weniger freiſtand, ſich
der ſogen. „Stände“, d. h. ſelbſtgewählter Ratgeber aus Junker-
kreiſen zu bedienen. Das 19. Jahrhundert hat bekanntlich in
Deutſchland mit Ausnahme der beiden Mecklenburg dem
Grundſatz zum Durchbruch verholfen, daß die Regierungen, d. h.
die Fürſten und ihre Ratgeber, nur mit Zuſtimmung des Volkes,
nämlich einer von dieſem gewählten Vertretung, Geſetze erlaſſen
und aufheben durften. Eigenmächtig durften ſie im Wege der ſog.
Verordnung nur ſoweit Rechtsvorſchriften erlaſſen, als ſie durch
ein von der Volksvertretung genehmigtes Geſetz dazu ermächtigt
waren. Daß die ſogen. Volksvertretung oft (in der Regel! D. Red.)
keine ſolche war, weil die Fürſten es verſtanden, durch Klaſſen-
wahlrechte die Mitwirkung des Volkes ſelbſt zu einer Komödie zu
erniedrigen, ändert an der grundlegenden Tatſache nichts, daß Ge
ſetze nur durch Zuſammen wirken von Volk und Re-
gierung zuſtande kommen konnten, wobei im Reiche die Re-
gierung durch den von den Bundesfürſten und freien Städten be-
ſchickten Bundesrat vertreten war.

Regierende Fürſten und Bundesrat ſind nicht mehr vorhanden;
die Gewalt des Volkswillens hat ſie beſeitigt. Daraus folgt, daß
die geſetzgebende Gewalt nunmehr dem Volke allein zuſteht.
Solange nicht, wie in der Schweiz, ein ſogen. Referendum, d. h.
Abſtimmung des ganzen Volkes, eingeführt und organiſiert iſt,
kann das Volk ſein Geſetzgebungsrecht nur durch gewählte
Organe ſeines Willens ausüben.

Ein ſolches Organ des deutſchen Volks beſteht heute noch nicht,
denn der Rat der Volksbeauftragten in Berlin iſt nicht von ihm,
ſondern nur vom Arbeiter- und Soldatenrat der Stadt gewählt, die
zufällig unter den Hohenzollern Hauptſtadt des Reiches war. Es
kann alſo nur eine Frage der Zeit ſein, daß das Volk als ſolches
ſeine Vertretung wählt, und zwar die Volksgenoſſen des ganzen
Reichs die Reichsverſammlung, die jedes Einzelſtaats die Landes-
verſammlung, falls erſtere nicht die Aufhebung der Landesgrenzen
und damit der Bundesſtaaten beſchließt. Ob die Wahl nach Wahl
kreiſen oder als ſogen. Verhältniswahl erfolgt, ſoll hier nicht er-
örtert werden; nur daß das neue Wahlrecht kein Klaſſenwahl-
unrecht ſein kann, das irgend eine Klaſſe des Volks dauernd politiſch
entrechtet, erſcheint nach ſozialiſtiſcher Denkweiſe einfach ſelbſtver
ſtändlich. Die Macht des ſozialiſtiſchen Gedankens hat ſich als viel
zu gewaltig erwieſen, als daß der Sozialismus, wie ſeinerzeit die
bürgerlichen Parteien, ſich zu ſeinem Schutze eines die Anders-
denkenden entrechtenden Klaſſenwahlrechts zu bedienen brauchte.

Sobald eine ſolche Volksvertretung gewählt und zuſammen-
getreten iſt, kann nur ſie allein das Recht der Geſetzgebung
ausüben. Nur ſoweit ſie der von ihr gewählten Volksregierung ein
Verordnungsrecht zubilligt, kann dieſe dann noch ſelbſtändig Vor-
ſchriften mit Geſetzeskraft erlaſſen.

Bis dahin beſteht nun ein Schwebezuſtand, in dem es nur
örtliche Organe des Volkswillens gibt. Da aber in dieſer Zwiſchen-
zeit der Erlaß von Geſetzen nicht ohne weiteres ruhen kann, kann
man annehmen, daß es dem Willen des geſamten Volkes ent-
ſpricht, wenn während dieſes Zeitraums der Rat der Volksbeauf-
tragten in Berlin Notgeſetze erläßt, die ſpäter nach dem Zuſammen-
tritt der Volksvertretung ihrer Beſtätigung bedürfen würden.
Namentlich kann man annehmen, daß inſoweit, als das vom Reichs
tag am 4. Auguſt 1914 genehmigte ſogen. Ermächtigungsgeſetz und
ſpätere Geſetze dem Bundesrat oder dem Kaiſer Vollmacht zum
Erlaß von Verordnungen gaben, der Rat der Volksbeauftragten

L. ohne weiteres berechtigt iſt, an ihrer Stelle das Geſetzgebungsrecht
auszuüben. So war z. B. im Hilfsdienſtgeſetz dem Bundesrat die
Außerkraftſetzung des Geſetzes vorbehalten; es iſt durchaus folge-
richtig, daß der Rat der Volksbeauftragten am 12. d. M. an ſeiner Stelle
die Aufhebung ausgeſprochen hat. Weiter muß ihm ſelbſtverſtänd-
lich in erſter Linie die Befugnis zuerkannt werden, die ſeibſtver-
ſtändlichen Folgen der Revolution ausdrücklich feſtzuſtellen, alſo in
Form einer Geſetzesverfügung auszuſprechen, welche mit dem ein
getretenen Zuſtand tatſächlich nicht mehr zu vereinbarenden Vor-
ſchriften durch die Revolution ohne weiteres außer Kraft getreten
ſind. Jn dieſem Sinne iſt es jedenfalls aufzufaſſen, daß der Rat
der Volksbeauftragten in dem erwähnten Aufruf alle Beſchränkungen
der Vereins- und Verſammlungsfreiheit ſowie die Zenſur und
ſchließlich auch den „Belagerungszuſtand“ (womit wohl zugleich das
Geſetz über den Belagerungszuſtand gemeint iſt) für nicht mehr in
Kraft befindlich erklärt hat. Jm übrigen dürfte aber die geſetz-
gebende Gewalt des Rates der Volksbeauftragten doch gewiſſen Be-
ſchränkungen unterliegen. einerſeits inſoweit, als er nur für ſolche
Regelungen zuſtändig iſt, die nicht ohne Gefahr bis zum Zu
ſammentritt der gewählten Volksvertretung aufgeſchoben werden
können, anderſeits inſoweit, als ſich jene Gewalt nicht guf Gegen
ſtände erſtreckt, die durch die Reichsverfaſſung oder Sondergeſetze
der Landesgeſetzgebung der Bundesſtaaten vorbehalten ſind. Zwar
kann das Reich grundſätzlich ſeine Kompetenz ſelbſt beſtimmen und
alſo auch bisher der Landesgeſetzgebung vorbehaltene Gegenſtände
an ſich ziehen (ſogen. Kompetengkompetenz); es unterliegt aber
ſtarken Bedenken, ob eine ſolche Kompetenzerweiterung nicht über
den Rahmen der im gegenwärtigen Schwebezuſtand zuläſſigen
Dringlichkeitsmaßnahmen hinausgeht. So kann man gegen die ver
fügte Aufhebung der „Geſindeordnung“ gewiſſe Bedenken nicht
unterdrücken, denn es gibt keine Reichs-, ſondern nur einzelſtagat-
liche Geſindeordnungen, deren Aufhebung beſſer den Volksregie-
rungen der Einzelſtaaten vorbehalten bliebe, da ſie durchaus nicht
nur unſoziale, ſondern vielfach den Jntereſſen des dienenden
Standes ſehr förderliche Beſtimmungen enthalten.

Jedenfalls iſt feſtzuhalten: Die Ausübung des Gefetzgebungs-
rechts für das Reich durch den vom Berliner A. und S.-Rat er
nannten Rat der Volksbeauftragten darf nur ein Notzuſtand wäh-

rend einer ſo kurz wie möglich zu bemeſſenden Schwebefriſt ſein;
eine der dringlichſten Aufgaben der Neuordnung iſt es, ſo bald als
möglich eine vom ganzen Volke gewählte Volksvertretung
in Reich und Einzelſtaaten zu ſchaffen, damit ein verfaſſungsmäßig
zur Geſetzgebung berufenes und mit voller aus dem Volkswillen

(Anmerkumg der Schriftleitung: Die in dem vor
ſtehenden Aufſatze erhobenen Bedenken gegen die Aufhebung der
Geſindeordnung lehnen wir rundweg ab. Der Verfaſſer wendet ſich
nur gegen die Aufhebung dieſer Geſetze, weil ſie nicht Reichs-,
ſondern Bundesſtaatsgeſetze ſind. Das kann indes für die gegen
wärtige Zentralgewalt kein Hindernis ſein, derartige mittelalter-
liche Geſetze ohne weiteres zu beſeitigen. Auch ſpäter wird die
Nationalverſammlung die Grundgeſetze nicht nur für das Ganze,
ſondern auch für die Teile, die natürlich in erſter Linie die per
ſönliche Freiheit betreffen, zu ſchaffen haben. Was die geſetz
gebende Gewalt ſpäter nach geordnetem Rechte zu tun hat, muß
heute die Revolution aus eigener Kraft notwendig verfügen.)

Bekanntmachung.
Die Jagdnutzung des 8. gemeinſchaftlichen, ſtädtiſchen Jagd-

bezirks (etwa 65, 84, 18 Hektar Wieſen zwiſchen der Saale, der
Paſſendorfer Aue und der Feldmark Gimritz, ſüdlich von der
Eliſabethbrücke mit Ausnahme der Pulverweiden) für die Zeit
vom 1. April 1919 bis zum 31. März 1925 beabſichtige ich öffent-
lich meiſtbietend zu verpachten.

Die Pachtbedingungen liegen vom 25. November bis einſchließ-
lich 8. Dezember 1918 im Burean für Grundeigentum, Rathaus-
ſtraße 19, Zimmer 46, öffentlich aus.

Jeder Jagdgenoſſe kann gegen die Art der Verpachtung und
gegen die Pachtbedingungen während der Auslegungsfriſt beim
Bezirks- Ausſchuß in Merſeburg Einſpruch erheben.

Halle, den 21. November 1918. Der Jagdvorſteher.

Bekanntmachung.
Der Bundesrat hat auf Grund des s 14 Nr. 1 des Münz-

geſetzes vom 1. Juni 1909 (Reichs-Geſetzbl. S. 507) und des S 3 des
Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen
Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzbl. S. 327)
folgende Verordnung erlaſſen:

S 1. Die Fünfundzwanzigpfennig-Stücke aus Nickel ſind einzu
ziehen. Sie gelten vom 1. Oktober 1918 ab nicht mehr als geſetz
liches Zahlungsmittel. Von dieſem Zeitpunkt ab iſt außer den mit
der Einlöſung beauftragten Kaſſen niemand verpflichtet, dieſe
Münzen in Zahlung zu nehmen.

8 2. Bis zum 1. Januar 1919 werden Fünfundzwanzigpfennig-
Stücke aus Nickel bei den Reichs und Landeskaſſen zu ihrem geſetz
lichen Werte ſowohl in Zahlung genommen als auch gegen Reichs
banknoten, Reichskaſſenſcheine oder Darlehnskaſſenſcheine und bei
Beträgen unter einer Mark gegen Bargeld umgetauſcht.

8 3. Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtauſch 2)
n auf durchlöcherte und anders als durch den gewöhnlichen

mlauf im Gewichte verringerte ſowie auf verfälſchte Münzſtücke
keine Anwendung.

Berlin, den 1. Auguſt 1918.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kun

denliſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am
Mittwoch, dem 27. und Donnerstag, dem 28. November 1918, bei
den von ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum
Verkauf gelangenden Suppen abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.
Halle, den 26. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Jnfolge der durch die Gaseinſchränkung verurſachten Mehr-

arbeiten muß die Rechnungsausſchreibung für Gasverbrauch im
November inſoweit unterbleiben, als die Verbrauchsmengen
200 kbm nicht erreichen. Jn dieſen Fällen erfolgt die Berechnung
der Verbrauchsmengen zuſammen mit dem Dezemberverbrauch.

Die vereinbarten Vierteljahrszahlungen werden hierdurch
nicht berührt.

Halle, den 25. November 1918.
Die Verwaltung der ſtädtiſchen Gas- und Waſſerwerke.

Bekanntmachung.
Straßenbeleuchtung.

Jm Dezember 1918 brennen die Gaslaternen vom 1.--10. von
5 Uhr abends bis 7 Uhr früh, vom 11.--31. von 5 Uhr abends bis
72/, Uhr früh.

Halle, den 22. November 1918.

Bekanntmachung.
Seitens einzelner Händler, darunter auch in offenen Verkaufs

ſtellen. werden die Vorſchriften über Höchſtpreiſe, namentlich für
Nahrungsmittel, mit der Begründung nicht mehr hinreichend
beachtet, daß ſolche aufgehoben wären. Dies entſpricht in keiner
Weiſe den Tatſachen. Die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe und die hierüber
erlaſſenen Vorſchriften, darunter auch die äußere Kennzeichnung
der erſteren, haben nach wie vor ihre volle Gültigkeit.

Halle, den 23. November 1918.
Die Polizeiverwaltung.

Lehte Lokal- und Provinznachrichten.
Halle, 26. November 1918.

Zirkus Althoff veranſtaltet am Dienstag eine Novitäten-Vor
ſtellung, am Mittwoch zwei Vorſtellungen.

Volksabend mit freier Ausſprache. Der Volksabend, der
am Mittwoch, 27. November, 81, Uhr in den Thaliaſälen ſtatt
finden wird, ſoll über die wichtigſte Frage der ſozialen Wohlfahrt
die Wohnungsfrage vor und während des Krieges, Au
klärung bringen. Den einleitenden Vortrag wird Herr Regierungs
baumeiſter a. D. Julius Kall meyer halten. Der Zutritt iſt
für jedermann frei.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Rinderfett. Mittwoch, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 57 001

bis 57 500, nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 57 501--58 000
der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. in

der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.
Zwieback. Mittwoch, vormittags 8--12 Uhr: Nr. r nach

mittags 2--6 UÜhr: Nr. 9501--12000 der Lebensmittelſcheine
Jede Perſon ein Paket zum Preiſe von 42 Pfg.

BNarmelade. Von Mittwoch an auf Marke 244 des Waren-
bezugsſcheins 18 jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 1 M.pro Kfund Zugelaſſen nur diejenigen welche in die Kunden-

liſte eingetragen ſind. v
Kartoffeln. Für die Woche vom 2.--8. Dezember kommen auf

arke 24 der roten Kartoffelkarte 7 Pfund zur Verteilung.
Der Verkauf beginnt Mittwoch, den 27. November und endet
Dienstag, den 3. Dezember.

Butter. Von Donnerstag an für die Woche vom 25. November
bis 1. Dezember 1918 werden 45 Gramm auf Abſchnitt 48
der Fettkarte verteilt. Militärurlauber erhalten die Butter
in der Talamtſchule.

Quark. Mittwoch, auf Abſchnitt 5 des Einkaufsſcheins über
Molkereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: John, Kleine
Ulrichſtraße 26, Harniſch, Schülers Hof 11 und in der Ver
ſtelle der Niemberger Molkerei, Ranniſche Straße 20/21
er Uhr). Zugelaſſen ſind nur diejenigen, welche bei denorgenannten zur Kundenliſte angemeldet find.

ſon Pfd. für 55 Pfennig.

Der Reichskanzler.

Der Magiſtrat.

neues an ihre Stelle zu ſetzen, iſt felbſtberſtändtich. Anderſeits
entſpringenden Rachtfülle hierfür ausgeſtattetes Organ vor-
handen iſt.

ede Per
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geführt zu werden.

Kurzwaren die 5

Um 8 Uhr Rr. 951--1050,

10 iiöi 1250,
Halle, den 25. November 1918. Der Magfſtrat.

tenbank Verkauf am 27. November 1918 werd
folgender Nummern zugel

um 11

12 1
r. 1251—1350
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Aufruf
Smiſ Abcierßaſcien.

Der gewaltige Umschwung, der sich in der letzten Zeit vollzogen S
hat, fordert in weitesten Kreisen eine vollständige Neuorientierung.
Eines steht fest: Wir müssen uns einmütig auf den Boden
der unabänderlichen Tatsachen stellen und auf der
gegebenen Grundlage neu aufbauen. Dazu sind alle Kräfte
notwendig. Tausende hatten nach der Neugestaltung der Dinge nur
den einen Wunsch, nämlich auf Grund der neuen Lage einheitlich

Die alten Parteien sind dazu nicht imstande.
Auch sie müssen umlernen und der Zeit voll Rechnung tragen. Mit
großer Freude wurde es begrüßt, als in Berlin und anderen Städten
die Gründung einer

cſeuf seien demoſirafi schen Parfoeoi
in Aussicht gestellt wurde, die in sich alle Deutschen vereinigen
sollte, die auf dem Boden einer rein demokratischen Staatsverfassung e
stehen. Das allgemein bekannte Programm dieser einigenden Partei
gilt es in allen Orten von Deutschland zu stützen.

Ueberall da, wo es zur Zeit unmöglich ist, die alten Parteienzu einigen, sollen Einzeichnungsstellen gegründet werden,
23 Anmeldungen von solchen Männern und Frauen

tgegennehmen, die auf dem Boden der demokra-
en Staatsver fassung stehen, jedoch sich einer alten7 nicht anzuschließen vermögen Durch die Anmeldung

soll nur zum Ausdruck gebracht werden, daß die betreffenden Per-sönlichkeiten Mitglieder der deutschen demokratischen Partei zu
werden wünschen der gleichen Partei, die in anderen Orten durch
Vereinigung bestehender Parteien schon gebildet ist. Sobald die
hiesigen alten Parteien in der deutschen demokratischen Partei auf-
gehen, schließen sich die bei den Einzeichnungsstellen Eingetragenen
ohne weiteres dieser Einheitspartei an. Es liegt somit Keine
Neugründung vor.

Anmeldungen werden auf der Geschàäftsstelle des Bundes
zur Erhaltung und Mehrung der deutschen Volkskraft
entgegengenommen. Hier sind auch Einzeichnungslisten zu beziehen.
Weitere Einzeichnungsstellen werden noch bekanntgegeben. Frei-
willige Hilfskräfte sind dringend erwünscht.

Schuhe
Händler und StiefelDen höchſten Verdienſt erzielen Sie durch den Ver werden beſohlt und

kauf meiner vorzüglichen J riert vPelzeinlegeſohzle
Generalvertrieb durch P. Altmeyer, Steinweg 27, III Schuhe

de i wertenMarktreiſende e m Le dertiee den
und repariert. [1100

Soffmann, Schützenſtr. 20.

Mittwoch, 27. November
12 rn große borſtellungen ſtatt. 2

In r l mittagsvorſtellungen un n KRin er

und Militär halbe Preiſe.
Vorverkauf und Preiſe der Plätze ſiehe Anſchlagſäulen

und Plakate. 1733
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Erdarbeiter
für Abraumbetrieb

finden dauernde Beschäftigung.

Elektrowerk A. G.
Grube Golpa. Post Zschornewitz, Bezirk Halle.

Bahnstation Burgkemnitz.

50 KesselschmiedeTächtge, aelbstneig
für ſofort geiucht. [1736 arbeitende

Städtisches Arbeit tAbteilung für an wie Werte Erdgeſch. klehtromunfeure,

Schmiede,
Maschinisten
unckh Schlosser

sucht zu sofortigem
Eintritt [1737
Grube Elise I,

i Mücheln b. Merseburg.

O Stadtbad. O
Haut- und Haarpfiege-Räume,

„Fara“-Haarkuren ertolgsich.
Kopfwaäsche, „Fara“-Massagen,
Haarentfettungskur, Kräuter-Be-
handlung. r Ges!chts-Kräuter-
Damfbäder, unslchtbare Haut-
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ſfeurer und Bauarbeiter

Acheenemann à Achwarz Curmſtraßes

Nach einer Verfü fügung des Reichs
h ramtes vom 13. 11. 18 kann nun
mehr

i Teerohne r t rBedachungsgeſ und pr. vateVertrauen ſowie zu Straßen n.
steernegen n. ſonſtigen An

en abgegeben werden.
z Sschalkur Wegibt Jugendirische,Salle, den 18. 11. 19018. [1724 r. cDie Verwaltung gung von Mitessern, Gries, tetth.,

der ſtädt. Gas u. Waſſerwerke Steheoris- d. Haut, Sommer-
eslchts-, Nasenröte,ws eben „Warzen, Damenbäi e

J mee men u. narbeni. Hand- ul Fußpüege. Fel. 843. o

Sad--lheao
S Mittwoch, den 27. November

An anz 7,30 Uhr. Ende vor 11 Uhr

dDievergunkenesloke
Oper von Zöllner.

Donnerstag: Stradella.

Stempel
aller Arten, 1730

J Petſchafte, Farbekiſſen ufw.,
liefert ſchnell und billig
Alfred Pfautsch,

Stempelfabrik,
Nikolaiſtr. 6. Fernruf 3668.

Preiswerte

Mützen
für Herren
und Knaben

Schüler u. Soidaton-

Aen [1471
in großer Auswahl

Raufhaus

H. Elk an
Leipziger Str. 87

wahrer Jakob
Ur. 24 zu haben in der

Buchhandlung
der bolkoſtimme

Die Glocke
A0zialtſliſch. Wochenſchan

Heft 30 Pf.,
im Abonnement viertel-

jährlich 3.50 M.,
empfiehlt die

Buchhdlg. volkoſtimme,

halle, Gr. Ulrichſtr. 7.
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Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 26. l ovember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 26. November 1918.

J S

Die Gewerkſchaften zur Demobil-
machung.

Die Uebergangswirlſchaft wird mit vielen Härten für die Arbeiter
verbunden ſein. Die Eewerkſchaften, deren Aufgaben in der Wahrung
der wirtſchaftlichen Intereſſen der arbeitenden Bevölkerung beſtehen,

nd deshalb dazu berufen, ſich der Regelung der einſchlägigen Fragen
ld und eingehend anzunehmen.

Zu dieſem Zwecke veranſtaltete das Gewerkſchaftskartell Halle in
den letzten Tagen eine Beſprechung der Vorſitzenden der einzelnen Ge
werkſchaften, an der auch einige Vertreter des Arbeiterrates teilnahmen.
Auf Grund einer Bundesrateverordnung hat der Magiſtrat der Stadt
Halle einen Demobilmachungsousſchuß eingeſetzt, dem drei Mitglieder
des Arbeiterrates und einige Vertreter der freien Gewerkſchaften an
gehören.

Die lebhafte Ausſprache, an der ſich die Gewerkſchaſtsgenoſſen
Chemnitz, Voß, Strehler, Kleeis, Will'check, Emmer, Garbe uſw. be
teiligten, ſtellte folgende RBichtlinien auf: Die gewerkſchaftlichen Auf-
gaben ſollen auch gegenwärtig und in Zukunft zwiſchen den Arbeit
gebern bzw. ihren Organiſationen und den Gewerkſchaften geregelt wer
den. Hierzu gehören alle Fragen, die im und für das Arbeitsverhält-
nis von den Unternehmern oder den Arbeitern aufgerollt werden. Der
Arbeiter und Soldatenrat verweiſt die Parteien, die ihn anrufen, in
ſolchen Fällen, in denen zwiſchen den Unternehmer- und Arbelterorga-
niſationen der Vereinbarungsverſuch nicht unternommen worden und
nicht als geſcheitert zu betrochten iſt, den erwähnten beiderſeitigen Ver-
bänden. Alle Forderungen, die von den Arbeitern bei den einzelnen
Firmen oder in Orten und Bezirken an die Vereinigungen der Arbeit-
geber gerichtet werden ſollen, müſſen von und mit den zuſtändigen Ge-
werkſchaſten vorbereitet werden. Die Zuſtimmung die er iſt zur Vor-
bringung der Forderungen an die Unternehmer unerläßlich. Dieſe
Grundſätze ſind von dem Arbeiler- und Soldaienrgt ausdrücklich an

erkannt worden. eDie Sitzung der Gewerkſchaftsvorſtände beſchloß, daß ſich die ein
lnen Gewerkſchaften ſoforl mit den zuſtändigen Arbeitgeber- und
nlernehmerorganifalionen über die nöligen Maßnahmen in der Ueber

gangszeit verſtändigen. Es iſt darauf hinzuwirken, daß die zurückkeh-
renden Kriegsteilnehmer möglichſt ihren alten Arbeitsplatz wieder ein-
nehmen und überhaupt die Einſtellung von Arbeitskräften vermehrt
wird. Die Entlaſſungen von (weiblichen) Hilfskräften iſt möglichſt ein
zuſchränken. Weiter ſind Abmachungen über eine Verkürzung der Ar-
beitszeit und eine zeitgemäße Entlohnung herbeizuführen. Die Ar-
beitsvermittlung iſt im Sinne kommunaler paritätiſcher Einrichtungen

und das Einigungs- und Schlichtungswefen zu ver-
eſfern.

Von einigen der anweſenden Gewerkſchaftsvertretern wurde be-
reits über ſolche Verſtändiaungen berichtet, ſo von den Steinfetzern,
Maſcheniſten und Heizern, Slaſern, Dachdeckern uſw. Es wurde be-
ſchloſſen, daß die einzelnen Gewerkſchaften dem Kartellvorſtand über
ſie etwa von den Arbeitgebern bereiteten Schwierigkeiten berichten

en.

des Soldatenrats vom
24. Movember.

Die geſtrige Sitzung des Soldotenrates begann mit einem Bericht
des Kameraden Adamsky über die in Magdeburg gepflogenen Ver-
handlungen zwecks Bildung eines Soldatenrates des 4. Armeckorps,
an denen er mit Kamerad Koſterlitz als Delegierter des hieſigen Sol-
datenrats teilgenommen hat. Er berührte dabei auch einige Wahr
nehmungen über die Revolutionsbewegung in Magdeburg, ſtellte Ver-
gleiche an mit Halle, die zugunſten für unſere Garniſon ausſielen. Die-
W beſſeren Erfolg führte er auf die ſtraffere Organiſation und auf das

nterlaſſen von Gefangenenbefreiungen zurück. Die Beratungen in
Magdeburg hätten zur Errichtung eines Exekutivausſchuſſes des Sol-
datenrates geführt, der aus 34 Delegierten beſtehe. Ein engerer Aus
ſchuß habe ſich dann noch in der Siebenerkommiſſion gebildet, in denen
aus Halle Adamsky gewählt worden ſei. Der beſchließende Exckutiv-
ausſchuß tage wöchentlich dreimal. Es ſei auch eine Dienſtanweiſung
feſtgeſetzt worden, deſſen Beſtimmungen der Referent bekanntgibt und

Sitzung

Zwiſchen Himmel und Erde.
56] Roman von Otto Ludwig.

Der Bauherr ſah Apollonius erbleichen, ſeine Geſtalt noch
tiefer in ſich zuſammenſinken, als ſeither. „Wo iſt der Netten-
mair?“ rief es wieder draußen. Da ſchlug eine dunkle Röte
über ſeine bleichen Wangen und ſeine ſchlanke Geſtalt richtete
ſich hoch auf. Er knöpfte ſich raſch ein, zog den Riemen
ſeiner Mütze feſt unter dem Kinn. „Bleib ich,“ ſagte er zu
dem Bauherrn, indem er ſich zum Gehen wandte, „ſo denkt
an meinen Vater, an meines Bruders Weib und ſeine Kin-
der“. Der Bauherr war betroſfen. Das „Bleib ich“ des
jungen Mannes klang wie: „Jch werde bleiben. Eine Ah-
nung kam dem Freunde, hier ſei etwas, was mit dem Seelen-
heil Apollonius zuſammenhänge. Aber der Ausdruck ſeines
Geſichtes hatte nichts mehr von dem Leiden; er war weder
ängſtlich noch wild. Durch Sorge und Schrecken hindurch
fühlte der wackere Mann etwas wie freudige Hoffnung. Es
war der alte Apollonius wieder, der vor ihm ſtand. Das
war ganz die ruhige, beſcheidene Entſchloſſenheit wieder, die
ihn beim erſten Anblick dem jungen Mann gewonnen hatte
„Wenn er ſo bliebe!“ dachte der Bauherr. Er hatte nicht
Zeit, etwas zu erwidern. Er drückte ihm die Hand. Apolſo-
nius empfand alles, was der Händedruck ſagen wollte. Wie
ein Mitleid zog es über ſein Geſicht hin mit dem wackern
Alten, wie Mißbilligung, daß er dem braven Alten Schmerz
emacht, und ihm noch mehr Schmerz machen wollen. Er
agte mit ſeinem alten Lächeln: „Auf ſolche Fälle bin ich
immer bereit. Aber es gilt Eile. Auf frohes Wiederſehen!“
Der ſchnellere Apollonius war dem Bauherrn bald aus den
Augen. Auf dem ganzen Wege nach Sankt Georg, unter
dem Geſchrei, den Hörnern und Trommeln, Sturm und
Donner, ſagte ber Bauherr immer vor ſich hin: „Entweder ſehe
ich den braven Jungen nie wieder, oder er iſt geſund, wenn
ich ihn wiederſehe“. Er legte ſich nicht Rechenſchaft ab, wie
er zu dieſer Ueberzeugung kam. Hätt ers auch ſonſt gekonnt,
es war nicht Zeit dazu. Seine Pflicht als Ratsbauherr ver
langte den ganzen Mann.

Der Ruf: „Nettenmair! Wo iſt der Nettenmair?“ tönte
dem Gerufenen auf ſeinem Wege nach Sankt Georg entgegen
und klang hinter ihm her. Das Vertrauen ſeiner Mitbürger
weckte das Gefühl ſeines Wertes wieder ihn ihm auf. Als

die in Halle zum größten Teil ſchon vorher zur Durchführung
men ſind. Daraus ſeien hier nur folgende erwähnt: Offizieren u.
ſchaften iſt außerdienſtlich das Tragen von Zivilkleidung geſtattet. Sol
daten müſſen auf der Straße unbewaffnet ſein. Außerdienſtlich kein
Grußzwang. Jm Dienſt iſt der Gehorſam aufrechtzuerhalten. Bei
jeder Kompagnie ſind 3 Vertrauensleute eingeſetzt. Bei jedem Ba-
taillon wird neben den Kommandeur eine Verirauensperſon geſtellt.
Jede Kompagnie wählt ſich ihren Führer ſelbſt. Das Strafverfahren
gegen Verbrecher bleibt vorläufig weiterbeſtehen, jedoch im Einver-
nehmen mit dem Soldatenrat. Weiter berichtet der Referent e.
die Verhandlungen zur Löhnungsfrage, wozu Kamerad Koſternitz dann
noch einige ergänzende Mitteilungen macht. Danach ſollen erhalten
die Mannſchaften neben der monatlichen Grundlöhnung von 30 M.
eine tägliche Zulage von 3 M. Schwerſtarbeiter (Schlächter, Küchen
bedienſtete uſw.) eine Zulage von 4 M., Sicherheitstrunven eine ſolche
von 5 M. Die Soldatenratsmitelieder erhalten einen Zuſchuß von
10 M., die Mitglieder des engeren Rats einen ſolchen von 20 M., wo-
von aber die Löhnung in Abzug gebracht wird. Feſtgelegt ſollen dieſe
Sätze erſt in der Sitzung am nächſten Mittwoch werden. Kamerad
Koſterlitz fügt noch hinzu, daß dieſe Beſtimmung rückwirkend bis
11. November fein ſoll. Weil es an Kleingeld mangele, gebe die Jn-
tendantur zum Teil auch Schecks. Die Gemeinde ſei verpflichtet, die'e
anzunehmen und dafür Notgeld, auszuhändigen. Auf Anfrage wurde
vom Vorſitzenden dahin noch Aufſchluß gegeben, daß die Fomilien der
verheirateten Mannſchaften die Unterſtützung weiterbeziehen.

Sodann berichtet der Führer der Pferdeverkaufs-Kontrollkommiſ-
ſion über ſeine Wahrnehmungen bei der am Sonnabend ſtattgefunde-
nen Verſteigerung von Militärpferden der 7. Reſerve-Diviſion. Es ſei
beobachtet worden, wie Unteroffiziere und Wachtmeiſter den Leuten
nahelegten, nicht ſo hohe Gebote abzugeben, auch ſei der Zuſchlag
monchmal zu früh erteilt worden. Dieſem Uebelſtand ſei abgeholfen.Für 100 Pferde ſeien insge'amt 125 000 M. erzielt worden. Jn Ja

dunft wolle die Kontrollkommiſſion ober auch die Konlrolle über die zu
einem Taxwerte an die Landwirtſchaſtskammer abgegebenen Pferde aus
üben. Der feſtgelegte Grundſatz, daß Händler von der Auktion aus-
geſchloſſen ſind, müſſe ſtreng durchgeführt werden

Beim letzten Punkt der Tagesordnung „Ausſtellung neuer Legili-
maflonskarlen“ wird unter Hinweis auf die Berliner Verhältniſſe nahe-
gelegt, daß bei der Wahl der Vertrauensleute die größte Vorſicht ob-
walten müſſe. Unſichere Elemente müßten ferngehalten werden. Die
Gabe, gut reden zu können, ſei noch keine Gewähr für die Brauchbar-
keit des Betreffenden für den Vertrauenspoſten. Wir wußten, daß
die feindlichen Regierungen es ablehnten, mit der Sparlakusgruppe zu
verhandeln. Die Soldaten wünſchten Beſeitigung des Militarismus,
aber auch baldigen Abſchluß des Friedens. Die Feinde mußten erken-
nen, was wir wollten, daß wir Ruhe und Frieden erſtreben. Der
Einfluß des exlremen Berliner Seoldaten- und Acrbeiterrotes auf die
Regierung, die nicht nur das Mißtrauen der feindlichen Regierungen
hervorgerufen, ſondern guch die Mißſtimmung zwiſchen Nord- und Süd-
deutſchland gezeitigt, müſſe beſeitigt werden. Man müſſe deshalb
Provinzial-Soldaten- und Arbeiterräte ſchaffen, die ihren Einfluß auf
die Regierung in gleichem Maße zur Geltung brächten. Nur ſo komme
man zu einem Frieden.

Es kam dann ein Telegramm vom Soldatenrat Magdeburg zur
Verleſung, in welchem um Entſendung von Delegierten zu einer am
Dienstag im Oberpräſidium ſtattfindenden Beſprechung gebeten wird.
Es werden dafür die Kameraden Frerchlend und Beilecke beſtimmt.
Man rechnet aber damit (cht auf die Schaffung
einer Nebenregierung hinausgeht. Es kam dann noch u. a. folgende
unangenehme Wahrnehmung zur Sprache. Durch die Rückkehr der
Soldaten und verſprochene Wiedereinſtellung der früheren Angeſtellten
und Arbeiter werden eine Anzehl Kriegsbeſchädigte, die dort beſchäftigt
waren, wieder brot- und ſtellenlos. Es ſei dringend erforderlich, daß
ſich der Arbeiterrat mit dieſer Angelegenheit befaſſe.

Renn.

Gegen Krankheiten und Seuchen.
Bei der gewaltigen Wanderung, als die ſich naturgemäß die

Demobilmachung unſeres Heeres jetzt darſtellt, muß von vorn-
herein der Gefahr entgegengetreten werden, daß etwa anſteckende
Krankheiten und Seuchen ſich in unſerem Volke verbreiten. Das
neu eingerichtete Demobilmachungsamt hat deshalb angeordnet,
daß ſämtliche Angehörige des Heeres und der Marine vor ihrer
Entlaſſung ärztlich zu unterſuchen ſind.
ſein von Ungeziefer feſtgeſtellt wird, iſt ſofort eine Entlauſung
vorzunehmen. Bei übertragbaren Krankheiten, insbeſondere Ge-
ſchlechtskrankheiten, findet eine beſondere ärztliche Behandlung ſtatt.

er, aus der Fremde zurückkehrend, die Heimatsſtadt vor ſich
liegen ſah, hatte er ſich ihr und ihrem Dienſte gelobt. Nundurfte es ſich zeigen, wie ernſt gemeint ſein Gelübde war. Er

überſann in Gedanken die möglichen Geſtalten der Gefahr,
und wie er ihnen begegnen könnte. Eine Spritze ſtand bereit
im Dachgebälk, Tücher lagen dabei, um damit, in Waſſer ge-
taucht, die gefährdeten Stellen zu ſchützen. Der Geſelle war
angewieſen, heißes Waſſer bereit zu halten. Das Gebälk
war überall durch Leitern verbunden. Zum erſtenmal ſeit
ſeiner Heimkunft von Brambach war er wieder mit ganzer
Seele bei einem Werke. Vor der wirklichen Not und ihren
Anforderungen traten die Gebilde ſeines Brütens wie ver-
ſchwimmende Schatten zurück. Die ganze alte Wirkungs-
freudigkeit und Spannkraft war wieder heraufgerufen, das
Gefühl der Erleichterung erhöhte ſie noch. Mit Gedanken
kann man Gedanken widerlegen, gegen Gefühle ſind ſie eine
ſchwache Waffe. Vergebens ſah ſein Geiſt den rettenden Weg;
er war in der allgemeinen Erſchlaffung mit erkrankt. Jetzt
war ein ſtärkeres geſundes Gefühl gegen die ſtarken kranken
Gefühle aufgeglüht und hatte ſie in ſeiner Flamme verzehrt.
Er wußte, ohne beſonders daran zu denken, er hatte den
rettenden Entſchluß gefunden, und dieſer war die Quelle ſeines
erneuten Daſeins. Er wußte, er wird nicht ſchwindeln, und
blieb er doch, ſo fiel er ſeiner Pflicht zum Opfer und keiner
Schuld, und Gott und die Dankbarkeit der Stadt traten ſtatt
ſeiner in das Gelübde für die Seinen ein.

Der Platz um Sankt Georg war mit Menſchen angefüllt,
die alle voll Angſt nach dem Turmdache hinauf ſahen. Der
ungeheure alte Bau ſtand wie ein Fels in dem Kampf, den
Blitzeshelle mit der alten Nacht unermüdlich um ihn kämpfte.
Jetzt umſchlangen ihn tauſend haſtige glühende Arme mit
ſolcher Macht, daß er ſelber aufzuglühen ſchien unter ihrer
Glut; wie eine Brandung liefs an ihm hinauf und ſtürzte ge-
brochen zurück, dann ſchlug die dunkle Flut der Nacht wieder
über ihm zuſammen. Ebenſo oft tauchte die Menge anein-
ander gedrängter bleicher Geſichter auf um ſeinen Fuß und
ſank wieder ins Dunkel zurück. Der Sturm riß die Stehen-
den an Hüten und Mänteln und ſchlug mit eigenen und
fremden Haaren und Kleiderzipfeln nach ihnen, und warf ſie
mit ſeinem Schneegerieſel, das in dem Schein der Blitze wie
glühender Funkenregen an ihnen herniederſträubte, als wollte
er ſies büßen laſſen, daß er vergeblich an den ſteinernen
Rippen ſich wund ſtieß. Und wie die Menſchen bald erſchie-

Soweit das Vorhanden-

Die Behandlung und Verpflegung der Kranken erfolgt unent-
geldlich. Die Familienunterſtützungen werden ebenſo wie die
militäriſchen Bezüge der Kranken während der Lazarettbehandlung
weiter gezahlt.

Achkung! Kameraden, ſorgt für Sauberkeit! Badet! Laß
Euch enklauſen! Schleppt keine Krankheiten in die Heimat! Benußzt
die Enllauſungsanſtalt am Bahnhof, Aufgang Viehrampe, ſie iſt Tag
und Nacht fnetk.

Die Sauitäts kommiſſion des Soldakenraks
der Stadt 5SHalle.

Vorläufig keine Wahlen für kommunale Körperſchaflen. Die
preußiſche Regierung hat unter dem 18. November folgendes angeord-
net: Ergänzungs- und Erſatzwohlen zu den Gemeindevertretungen,
Stadtverordnetenverſammlungen, Kreistagen, Provinziallandtagen und
Vertretungen der Zweckrerbände finden bis zu der bevorſtehenden ge
ſetzlichen Regelung des kommunalen Wahlrechts nicht ſtatt. Die Wahl
zeit für diejenigen Vertreter, für die eine Ergängzungswahl nötig ge
weſen wäre, wird bis zu der nach der neuen geſetzlichen Regelung er
folgten Wahl verlängert. Dr. Breitſcheid. Hirſch.

Vorkräge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut
ſchen Volkskraft. Donnerstag, den 28. November, ſpricht Herr Bauer,
Direktor der Provinzial-Blindenanſtalt in Halle, über das außerordent-
lich zeitgemäße Thema: Blinden- und Kriegsblindenfürſorge in der
Provinz Sachſen. Der Vortrag bedarf keiner beſonderen Empfeh-
lung. Er findet 81 Uhr abends im Auditorium maximum der Uni-
verſität ſtatt

Die Höchſtpreiſe beſtehen noch immer. Von einzelnen Händlern,
darunter auch in offenen Verkaufsſtellen, die Vorſchriften über
Höchſtpreiſe, namentlich für Nahrungsmittel, mit der Begründung nicht
mehr hinreichend beachtet, daß ſolche aufgehoben wären. Dies entſpricht
in keiner Weiſe den Tatſachen. Die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe und die
hierüber erlaſſenen Vorſchriften, darunter auch die äußere Kennzeich-
nung der erſteren haben nach wie vor ihre volle Gültigkeit.

Noigeld. Wegen des zur Zeit herrſchenden Mangels an Geld-
wertzeichen ſind wir gezwungen, Gutſcheine (Notgeld) auszugeben. Es
werden 20- und 50-M.-Scheine Zur Ausgabe gelangen, die bis zum
20. Mai 1919 von den Eiſenbahnkaſſen des Direktionsbezirks Halle
(Saale) gegen Reichsgeld wieder eingelöſt werden. Die Gutſcheine
ſind zur Zahlung der Bezüge der Beamten, Hilfsbeamten und Arbeiter
der eigenen Verwaltung beſtimmt. Sie werden von den Eiſenbahn-
kaſſen, insbeſondere auch an den Fahrkartenſchaltern des Direktions-
bezirks Halle (Saale) in Zahlung genommen. Wenn auch niemand zur
Annahme der Gutſcheine verpflichtet iſt, ſo darf doch erwartet werden,
daß die Geſchäftsleute und das übrige Publikum dieſe Scheine von den
Beamten und Arbeitern gern annehmen werden, da ſie dieſelbe Sicher
heit gewähren wie das Notgeld der Städte uſw. und dazu beitragen,
einem Notſtande abzuhelfen.

Auch die Krankenpfleger und Krankenſchweſtern werden von
dem Geiſt der neuen Zeit berührt und wollen ſich organiſieren. Jn
den letzten Tagen hielt das geſamte männliche und weibliche Per
ſonal der Landesheilanſtalt Nietleben eine Verſammlung im Feſt-

Arbeiterſekretär Kleeis hielt einen kurzen Vortrag über die Auf-
gaben gewerkſchaftlicher Organiſation. Jm Anſchluß daran wurde
ein Ausſchuß gewählt, welcher die weiteren Schritte unternehm-
ſoll. Empfohlen wurde der Beitritt zum Verbande der Hausan
ſtellten. Von dem Perſonal der Heilanſtalt Alt-Scherbitz
ein Schreiben vor, nach dem auch dieſes ſich mit der Frage des
Anſchluſſes an eine gewerkſchaftliche Organiſation beſchäftigt hat.

Konzert beliebter Halliſcher Bühnenkünſtler am Dienstag,
dem 3. Dezember in den Thaliaſälen. Zu dieſem Konzert haben
ihre Mitwirkung zugeſagt Fräulein Meta Touchy und die Herren
Erneſti und Weſternhagen. Die Klavierbegleitung hat Herr
Kapellmeiſter Braun übernommen. Katen ſind ſchon jetzt in der
Hofmuſikalienhandlung von Heinrich Hothan zu haben.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Dienstag, den 26. wird der luſtige

Schwank „Familie Schimek“ zum letztenmal wiederholt. Mittwoch,
den 27. „Die verſunkene Glocke“, Oper von Zöllner, mit Ann
Enghardt und Julius Neudörffer in den Hauptpar-

[nen, bald verſchwanden, ſo wurde ihr verwirrtes Durchein-
anderreden immer wieder vom Sturm und vom Donner
überbrauſt und überrollt.

Da rief einer, ſich ſelbſt tröſtend: „es iſt ein kalter Schlag
geweſen. Man ſieht ja nichts.“ Ein anderer meinte, die
Flamme von dem Schlag könne noch ausbrechen. Ein dritter
wurde zornig; er nahm den Einwand wie einen Wunſch, der
Schlag möge nicht ein kalter geweſen ſein, und die Flamme
noch ausbrechen. Er hatte ſich ſchon getröſtet, und rächte ſich
für die Unruhe, die der Einwand wieder neu in ihm erregte.
Viele ſahen, vor Angſt und Kälte zitternd, mit den geblen-
deten Augen ſtumpf in die Höhe, und wußten nicht mehr,
warum. Hundert Stimmen ſetzten dagegen auseinander.
welches Unglück die Stadt betreffen könne, ja betreffen müſſe,
wenn der Schlag kein kalter war. Einer ſprach von der
Natur der Schiefer, wie ſie im Brande ſchmelzen und als
brennende Schlacken ſtraßenweit durch die Luft fliegend ſchon
oft einen beginnenden Brand im Augenblick über eine ganze
Stadt verbreitet haben. Andere klagten, wie der Sturm
einen möglichen Brand begünſtige, und daß kein Waſſer zum
Löſchen vorhanden ſei. Noch andere: und wäre welches vor-
handen, ſo würde es vor der Kälte in den Spritzen undShlauchen gefrieren. Die meiſten ſtellten in angſtvoller Be

redſamkeit den Gang dar, den der Brand nehmen würde.
Stürzte das brennende Dachgebälk, ſo trieb es der Sturm
dahin, wo eine dichte Häuſermaſſe faſt an den Turm ſtieß.
Hier war die feuergefährlichſte Stelle der ganzen Stadt. Zahl-
loſe hölzerne Emporlauben in engen Höfen, bretterne Dach-
giebel, ſchindelngedeckte Schuppen, alles ſo zuſammengepreßt,
daß nirgends eine Spritze hineinzubringen, nirgends eine
Löſchmannſchaft mit Erfolg anzuſtellen war. Stürzte das
brennende Dachgebälke, wie nicht anders möglich war, nach
dieſer Seite, ſo war das ganze Stadtviertel, das vor dem
Winde lag, bei dem Sturm und Waſſermangel unrettbar ver-
loren. Dieſe Auseinanderſetzungen brachten Aengſtlichere ſo
aus der Faſſung, daß jeder neue Blitz ihnen als die aus-
brechende Flamme erſchien. Daß jeder nur eine Seite der
Turmdachfläche überſehen konnte, begünſtigte die Fort
pflanzung des Jrrtums. Es war wunderlich, aber man hörte
nur von allen Seiten zugleich das Geſchrei: „Wo? Wo?“
Sturm und Donner verhinderten die Verſtändigung. Jeder
wollte ſelbſt ſehen; ſo entſtand ein wildes Gedränge.

(Fortſetzung folgt.)

ſagl der Anſtalt ab, um zu Berufsfragen Stellung zu nehmen



i Donnerstag, den 28. „Stradella“, Freitag, den 29. Erſtauf-
ührung „Die vorſichtige Jungfrau“, ein gotiſches Luſtſpiel von
lter Harlan. Sonnabend, den 30. 634 Uhr „Lohengrin“, Sonn

tag nachmittag Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen off
manns Erzählungen“, abends 744 Uhr „Die Roſe von Stambul'.

m

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im Bezirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Jntereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge-
winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

e im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. An R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 42/44.

An die A. u. S.-Räte des Kreiſes
Merſeburg.

Der Arbeiter- und Soldatenrat Merſeburg hat in ſeiner letzten
Sitzung beſchloſſen, eine Organiſatfon der Arbeiter- und Soldaten
räte im Kreiſe Merſeburg zu ſchaffen, um nach einheitlichen Grund
ſätzen zu handeln.

Aus dieſem Anlaß bitten wir alle im Kreiſe Merſeburg ge
wählten Vorſitzenden, die Adreſſen nach dem Unterzeichneten ge-
langen zu laſſen, um die ſpäteren Jnſtruktionen überſenden zu
können.

Der Arbeiter- und Soldatenrat Merſeburg.
H. Thieme. Paul Lange.
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Merſeburg. Felddiebſtä hle. Lebhafte Klage wird von
den Landwirten über Felddiebſtähle geführt, die ſich iſt. beſonders
häufen. Es werden nicht nur kleinere Mengen geſtohlen, ſondern zent-
nerweiſe werden die noch guf dem Felde befindlichen Früchte wegge-
ſchleppt. So wird uns mitgeteilt, daß in den letzten Nächten einem.
hieſigen Landwirt von einem Feldplane an der Lauchſtedter Straße
zirka 50 Zentner und einem Landwirt von einem Felde in der Aue
über 200 Zentner Zuckerrüben geſtohlen wurden. Auch Möhren ſind
ein beliebtes Diebesgut. Jm Jntereſſe der Allgemeinheit dürfte es
Du ſein, der Bewachung der Felder erhöhte Aufmerkſamkeit zu

dmen.

Ein tobſüchtiger Sohdat, der in dieſer Nacht aus dem
Reſervelazarett Erholung entſpruhen war, verübte in nacktem Zuſtandeauf dem kte verſchiedene Jerſheuggen und verletzte ſich dabei durch

Einſchlagen von Fenſterſcheiben ganz furchtbar, bis er ſchließlich durch
alarmierte Soldaten und Polizeiſergeanten wieder ergriffen und in
ſichere Obhut gebracht werden konnte.

Merſeburg. Selbſtmord verübte in der Nacht zum Don-
nerstag ein Dienſtmädchen von der Waterloobrücke aus. Paſſanten
fanden dort Jackett und Schuhe. Hierzu wird uns mitgeteilt, daß
ſeit dieſer Zeit das Dienſtmädchen Minna Grünke aus Unterkrieg-
ſtedt bei Lauchſtedt vermißt wird, das ſich hier in Dienſten befand.
Das 18 Jahre alte Mädchen war krank und hatte ſchon öfters
zum Ausdruck gebracht, daß es ſich ſelbſt das Leben nehmen wollte.
Ueber die Auffindung der Leiche wolle man die Polizeiverwaltung
in Kenntnis ſetzen.

Ein wertvoller Nerzpelz iſt dieſer Tage aus dem
Laden des Kürſchnermeiſters Städter hier, Burgſtraße, geſtohlen
worden. Der Beſtohlene ſetzt auf die Ermittelung des Täters eine
hohe Belohnung aus.

Weißenfels. Billige Gänſe. Als eine Folge des bevor
ſtehenden Friedensſchluſſes iſt es anzuſehen, wenn die Preiſe für
Gänſe in den letzten Tagen erheblich zurückgegangen ſind. Jm
Oderbruch, wo die Gänſezucht im großen betrieben wird,
iſt der Preis für das Pfund Schlachtgewicht um nahezu 50 Proz.
geſunken. Auch aus anderen Gegenden berichten die Tageblätter
von niedri Gänſepreiſen, die darauf zurückzuführen ſein ſollen,
daß von Polen aus große Mengen geſchlachteter Gänſe auf den
Markt geworfen werden. Die Tiere wurden bisher zurückgehalten,
um hohe Preiſe ſpäter zu erzielen.

Kartoffelverſorgung. Die regelmäßige Verſor-
gung der Verbraucher, die ihren Bedarf im einzelnen beziehen,
wird durch das bevorſtehende Froſtwetter vermutlich in Frage ge
ſtellt werden. Es erſcheint daher unter allen Umſtänden not-
wendig, daß die Verbraucher jetzt ſchon ihren Vorrat für mindeſtens
6 Wochen auf einmal entnehmen. Die ſtädtiſchen Kartoffelverkaufs
ſtellen ſind angewieſen, nur in wirklich dringenden Fällen kürzere
Friſten zu berückſichtigen.

Die NMilchkartenausgabe für Frauen und Kinder
findet am 25., 26. und 27., für Kranke am 28. und 29. November
in der Zeit von 8 bis 1 Uhr im Fettbureau Marienſtraße 12 ſtatt.
Milchkarten, welche an dieſen Tagen nicht abgeholt ſind, werden aſt
am 3. Dezember ausgegeben.

Schkölen. Eine Volksverſammlung, wie ſie unſer
Städtchen wohl kaum jemals geſehen hat, fand ſich am Sonntage im
hieſigen Ratskellerſaale zuſammen, um den Vortrag des Abge
ordneten unſeres Kreiſes, des Gen. Ad. Thiele, zu hören.
Männer und Frauen aller Berufe und Klaſſen waren vertreten.
Aus mehrſtündigem Umkreiſe waren auch Landwirte erſchienen.
Redner ſprach über Monarchie, Republik und Sozig
lismus. Mit rückhaltloſer Schärfe geißelte er die Zuſtände in
dem durch die Revolution zertrümmerten monarchiſchen Obrigkeits-
ſtaat, in welchem den Herrſchenden alle Macht, alles Recht, alle
Freiheit in die Hand gelegt war und alle Pflichten, alle Laſten vom
gefeſſelten Volke getragen werden mußten. Durch die Revolution
der Soldaten und Arbeiter iſt die Republik geſchaffen worden, und
ſie wird dauernd ſein, obwohl unter den revolutionären Keäf'en
zur Zeit noch keine volle Einigkeit beſteht über die zunächſt anzu
ſtrebende Entwicklung. Die Republik hat bereits viele Trutzburgen
des monarchiſchen Syſtems gebrochen; andere werden noch folgen
müſſen. Die volle, reine Demokratie wird die Grundlage alles
öffentlichen Lebens und der Geſetzgebung bleiben. Es wiro keine
Vorrechte des Geldſacks, der Geburt, des Amtes geben. Jeder wird
nur ſoviel gelten, als er für die Allgemeinheit leiſtet. Bis zum
möglichſt bald zu erwartenden Zuſammentritt der Nativ.ralver-
ſammlung wird die Gewalt in den Händen der Arbeiter und Sol-
datenräte zu verbleiben haben. Die Bauern mögen ſich bis dahin
genügen laſſen an der vollen politiſchen und perſönlichen Freiheit,
die ihnen die Revolution geſchenkt hat. Die finanzielle Belaſtung
wird in Zukunft ſehr ſtark ſein. Die großen Einkommen, die hohen
Vermögen, die Erbſchaften, namentlich aber die Kriegsgewinne
werden in kräftigſter Progreſſion heranzuziehen ſein und gegen
Verheimlichung von Beſitzteilen wird einfach die Wegnahme der ver
heimlichten Vermögensobjekte verfügt werden können. Einleuch-
tend beſprach Redner dann die Sozialiſierung der Produktion, vor
der ſich niemand zu fürchten brauche und die naturgemäß ſei. Vor
vechte des Bſitzes ſeien mit wirklicher Demokratie unvereinbar und
in der ſozialiſierten Geſellſchaft unmöglich. Der ſehr ſtarke Beifall
bekundete das Einverſtändnis der Verſammlung mit den Ausfüh-
rungen. Nach kurzen Darlegungen durch die Genoſſen Winkler
und Heinrich aus Naumburg und nach Beantwortung mehrerer
Fragen erreichte nach einem warmen Schlußworte die ausgezeichnet
verlaufene Verſammlung ihr Ende.

Zeitz. Pferdefleiſch. Verkauf von je 1 Pfund am Diens-
tag, dem 26. November d. von früh 8--12 Uhr bei Frommelt:

der Stadt Zeitz Nr. 2201—2400, bei Frommelt: Roß
r karte des Landkreiſes Zeitz Nr. 1 bis Ende, bei Frommelt:

oßfleiſchkarte der Stadt Zeitz Nr. 1--300, bei Reif: n
karte der Stadt Zeitz Nr. 301-—800. Nur die aufgerufenen rken
können berückſichtigt werden. Die Ausweiskarte iſt vorzulegen.

Zeit. Stärkewäſche und Scheuertücher ohne
Bezugsſcheine, das ſoll unmittelbar zu erwarten ſein. Es
r auf die Freiliſte geſetzt werden: Tiſchwäſche, Kragen, Man-
chetten, Vorhemden und Scheuertücher, wahrſcheinlich auch Taſchen-

tücher. Ferner ſollen alle undichten Gewebe bezugsſcheinfrei er
nicht nur undichte baumwollene Kleiderſtoffe, wie es bisher hieß.

Auf Bettwäſche ſollen Bezugsſcheine wieder ausgegeben werden.
Die Beſtandsprüfung ſoll zum großen Teil wegfallen. Es ſollen
vielmehr bei vereinfachter Bedarfsprüfung gegen einen Bezugsſchein
ein Winterkleid und ein Wintermantel ohne weiteres gewährt wer
den. Die kommunale Beſchlagnahme der Tiſchwäſche wird aufge
hoben. Jm Monat Dezember en weitere Erleichterungen der
Bezugsſcheinpflicht eintreten. Man hofft, bis zum April di Be
zugsſcheinpflicht ganz beſeitigt zu haben. Die Kaufleute oerden
erſucht, die amtliche Bekanntmachung hierüber abzuwarten, da
noch keine endgültigen Beſchlüſſe vorliegen.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſchen Ver
luſtliſten Nr. 1298 und 1294 enthalten aus dem Kreiſe Bitterfeld und
deſſen Umgebung folgende Namen: Unteroffizier Otto Ackermann aus
33weßis (bisher vermißt), in Gefangenſchaft. Martin Brandt aus

ömmlitz, Kr. Delitzſch, gefallen. Albert Döring aus Lindenhayn, leicht
verwundet. Max Döring aus Löbnitz, ſchwer verwundet. Gefreiter
Otto Heller aus lfen, gefallen. Max W aus Zſchölkau, vermißt.
Reinhold Hübſcher aus Delitzſch, vermißt. ax Liebmann aus Bitter
t vermißt. Gefreiter Wer Liedke aus Serbitz, ſchwer verwun-
et. Otto Naumann aus Doberſchütz, vermißt. Karl Paaſch aus Möſt,
fallen. Otto Pörſchmann aus Deligſch, geſtorben infolge Krankheit.
ichard Richter aus Battaume, vermißt. Emil Schmidt aus Schladitz,

leicht verwundet. Otto Schulze aus Bitterfeld, leicht verwundet. Wal
ter Strauß aus Zörbitz, gefallen. Karl Tandel aus Authauſen, leicht
verwundet. Karl Tornau aus Queis, Kr. Delitzſch, vermißt. Kurt Wag
ner aus Seelhauſen, vermißt. Richard Werner aus Nockwitz, Kr. De
litzſch, vermißt. Franz Winkler aus Grabſchütz, ſchwer verwundet.

Aus der ſächſiſchen Verluſtliſte Nr. 555: Wilhelm
Achilles aus Jeßnitz, leicht verwundet. Otto Hempel aus Delitzſch, aus
der Gefangenſchaft zurück

wittenberg. Einbruchsdiebſtähle. Mit Nachſchlüſſel haben
in der Nacht zum Donnerstag Diebe die Tür des Hauſes Mittelſtr. 42
geöffnet, ſind in die Niederlage der Seifenſiederei der Firma L. Faul
eingedrungen und haben 600 Schachteln Lanolin, 1 Paket, welches zur
Poſt gebracht werden ſollte, enthaltend Wäſche, Kleidungsſtücke und
Lebensmittel, ſowie einen Poſten Waſchpulver geſtohlen. Da die Diebe
hieran noch die genug hatten, ſind ſie in vergangener Nacht nochmals
dort geweſen, ſind aber diesmal nach der Küche, der Ladenſtube und
dedm Laden ſelbſt gegangen, haben alles durchwühlt und die geſamte
Küchenwäſche, ſowie verſchiedenes aus dem Laden geſtohlen, fo daß der
Wert ſich auf über 1000 M. beläuft. Weiter ſind ebenfalls in ver-
gangener Nacht Diebe in das Grundſtück Mittelſtraße 39 eingedrungen
und haben aus der Niederlage und dem Laden des Herrn Zimmermann
etwa 22 Pfund Butter, für etwa 100 M. Emmenthaler Käſe, etliche
Schachteln mit Bonbons und eine Flaſche Wein geſtohlen. Hier wurden
die Diebe, die bei ihrer Arbeit Geräuſch verurſacht hatten, durch Z.
welcher erwacht war, geſtört. Der herbeigerufene Kreispolizei-
hund verfolgte mit großer Sicherheit eine Spur nach der Kupferſtraße,
ſo daß es bei den Nachforſchungen hoffentlich geligt, den Dieb zu er-
mitteln und ihm das Handwerk legen zu tönnen.

Wittenberg. Ein Einbeuchsdiebſtahl, bei dem den
Dieben für mindeſtens 10 000 M. Stoffe und Anzüge in die Hände
gefallen ſind, iſt in dem Geſchäft von Kleinleich und Albers, Schloß
ſtraße 4, verübt word n. Die Diebe, die ſehr gern Vaſfhiid e
wußt haben müſſen, ſind vom Hofe aus vorgegangen,
in den Laden führenden Tür das Schloß kunſtgerecht r
ſtemmt, ſind dann in den Laden eingedrungen und haben dort
unter den Stoffen und Anzügen das Beſte ausgewählt und mitge-
nommen. Auffällig iſt, daß von der Arbeit, die Geräuſch ver
urſacht haben muß, von den Bewohnern niemand etwas gehört hat.

Nach Erbrechen eines Reiſekorbes ſind der
Jüdenſtraße 8 wohnenden Arbeiterin Eliſabeth Meinel aus Klingen-
thal ein Paar neue Schuhe im Werte von 60 M. geſtohlen worden.
Während hier eine, inzwiſchen nach Hamburg abgereiſte Arbeiterin
Treu als Täterin in Frage kommt, fehlt von dem Diebe, der in der
Kurfürſtenſtraße 35 einen Stall erbrach und daraus mehrere dem
Montagemeiſter Schmohl gehörige Hühner und Kaminchen ſtahl,
bisher noch jede Spur.

Nebra. Durchgänger. Hier gingen die Pferde der von Hell
dorffſchen Gutswirtſchaft mit einem Wagen, in welchem ſich der Jn
ſpektor Stehfeſt mit ſeinem alten zuverläſſigen Geſchirrführer befand,
durch. Die Pferde raſten in einem gewaltigen Tempo die Straßen ent
lang bis auf freies Gelände und ſtürzten ſodann in einen in der Nähe
der Schäferei befindlichen tiefen Steinbruch. Die Pferde erlitten der
artig ſchwere Verletzungen, daß ſie ſofort abgeſtochen werden mußten.
Die Jnſaſſen konnten ſich durch Abſpringen retten.

Eisleben. Lohntage der Gewerkſchaft für 1919:
Freitag, den 31. Januar, Sonnabend, den 15. Februar, Freitag,
den 28. Februar, Sonnabend, den 15. März, Montag, den 31. März,
Dienstag, den 15. April, Mittwoch, den 30. April, Donnerstag, den
15. Mai, Sonnabend, den 31. Mai, Montag, den 16. Juni, Montag,
den 30. Juni, t den 15. Juli, Donnerstag, den 31. Juli,
Freitag, den 15. Auguſt, Sonnabend, den 30. Auguſt, Montag, den
15. September, Dienstag, den 30. September, Mittwoch, den
15. Oktober, Freitag, den 31. Oktober, Sonnabend, den 15. Novem
ber, Sonnabend, den 29. November, Montag, den 15. Dezember,
Mittwoch, den 31. Dezember, Donnerstag, den 15. Januar 1920.

Euhighein. Mordverſuch und Brandſtiftung
eines ruſſiſchen Gefangenen. Ein ruſſiſcher Kriegsge-
fangener zündete hier die Scheuer des Landwirts Kraft an, die
ſamt Jnhalt bis auf die Steinmauern niederbrannte. Während
des Brandes verſuchte er die Tochter des Hauſes, ein 20jähriges
Mädchen, zu töten, indem er ihr den Mund zuhielt, um ſie zu er
ſticken. Ein Nachbar hörte ſie ſtöhnen, und als er dem Laut nach
ging, fand er das unglückliche Mädchen faſt leblos vor. Es gelang
ihm, die Unglückliche dem Leben zurückzugeben. Der Täter wurde
feſtgenommen.

Naundorf bei Lauchhammer. Volksverſammlung.
Sonntag abend fand hier eine gut beſuchte öffentliche Verſamm-
lung ſtatt, in der von den Unabhängigen Gen. Böttge, Halle,
referierte. Jn ruhiger gemäßigter Art legte Redner den Ausbruch
und Verlauf des Weltkriegs dar, um dann die Bedeutung der Re
volution zu ſchildern. Als zweiter Redner ſprach in der Debatte
von unſerer Seite Genoſſe Dreſcher, Halle, der zufällig anweſend
war. Unſer Freund ergänzte die Ausführungen des Referenten
noch in einer längeren Rede, in der beſonders die Schwierigkeiten
der Demobiliſation, der Ernährungsfrage und des Wiederaufbaues
der deutſchen Volkswirtſchaft behandelte. Beide Redner fanden leb-
hafte Zuſtimmung.

Kleinleipiſch. Eine öffentliche Verſammlung tagte
am Sonntag hier in Schülers Gaſthof. Genoſſe Dreſcher, Halle,
ſprach über die Bedeutung der Revolution. Die zahlreich er
ſchienenen Beſucher folgten mit größtem Jntereſſe den Ausfüh-
rungen des Redners, der in leicht verſtändlicher Art die Folgen
des Krieges und die durch die Revolution aufgeworfenen Fragen
erörterte. Nach ſeinem Vortrage ſprachen noch zwei Genoſſen aus
dem Orte, die zur Organiſation und zum Leſen der Arbeiterpreſſe
aufforderten. Jm Anſchluß an die Verſammlung fand eine kurze

lin W o9, Königgrätzer Straße 10 II.

e e e e e
Beſprechung der Mitglieder unſeres hieſigen Ortsvereins ſtatt, wo
bei bekanntgegeben wurde, daß Sonntag, 1. Dezember, abends
6 Uhr eine ordentliche Mitgliederverſammlung ſtattfindet, in der
verſchiedene Vereinsangelegenheiten erörtert werden.

Sangerhauſen. Ein Paketmardererwiſcht. Am 26. Ok-
tober ſind von einem die hieſige Eiſenbahnſtation paſſierenden kranken
Soldaten dem Hilfsweiche r Heiroth von der Station zwei
Poſtpakete durch die Ehefrau des Soldaten zur De dem
Poſtamt übergeben worden. Als Ent g bzw. Trinkge von
dem kranken Soldaten dem Heiroth 2 M. n worden. Bet der

ſpäteren e P Jl n zſich ergeben, e Pake rt nicht angela Auf erfolgteAnfrage des Soldaten beim hieſigen poſtam dat ſich ergeben, daß

Pakete mit der angegebenen Aufſchrift nicht aufgegeben worden ſind.
Am 21. d. M. hat der Soldat im Polizeibureau hier Anzeige erſtattet.
Bei der ſofort vorgenommenen Hausſuchung in der Wohnung des Be
chuldigten ſind die Sachen vorgefunden, beſchlagnahmt und dem Be-
chödigten übergeben worden.

Lützen. 13 jähriger Brandſtifter. Sonnabend mittag
brannte wieder eine Scheune nieder, und zwar die des Spediteurs
E. Jahn. Diesmal gelang es aber, den Brandſtifter in der Perſon
des 18jährigen Schulknaben Max Rüdiger zu ermitteln.

Schmölln. Zucht mittel des Paſtors zur Grzwin-
gung des Kirchgangs. Die hieſigen Paſtoren geben den
Konfirmanden a Sonntags die Kirche zu beſuchen. Es dürfte
aber zur freien Willensbeſtimmung der Eltern gehören, ob ſie die
Kinder dem Rufe folgen laſſen wollen oder nicht. Der Paſtor
Diſtelkamp glaubt aber, Zwang ausüben zu müſſen, indem er die
Kinder, die nicht zur Kirche gekommen ſind, mit einer Ohrfeige be
ſtraft. Glaubt dieſer Herr Paſtor, mit dieſen Gewaltmitteln aus
dieſen Kindern und deren Eltern Gläubige zu machen Seit wann
gehört denn die Prügelſtrafe zum Erziehungsmittel der Diener
Gottes? Aus welchem Recht wird denn die Anwendung ſolcher
Maßnahmen hergeleitet? Glaubt man vielleicht, damit dem Zuge
der neuen Zeit für Gewinnung religiöſer Dinge Rechnung zu
tragen Der Herr ſcheint auch noch nicht zu wiſſen, daß auch in
ſolchen Dingen die Revolution einige Aenderung gebracht hat; das
ſoll ihm hiermit geſagt ſein.

Gewerkſchaftliches.
Bildung einer Arbeits gemeinſchaft ländlicher

Arbeitgeber und Arbeitnehmer.
In gemeinſamer Sitzung vom 19. November d. J. haben ſich die

großen land wirtſchaftlichen Organiſationen, vertreten durch den Reichs
ausſchuß der deutſchen Landwirtſchaft, ſowie die Verbände der land
wirtſchaftlichen Arbeiter und Angeſtellten zu einer Arbeitsgemeinſchaft
ländlicher Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinigt.

Die Arbeitsgemeinſchaft iſt auf paritätiſcher Grundlage errichtet.
Sie ſoll den Boden für ein gemeinſames von gegenſeitigem Vertrauen
getragenes Zuſammenwirken von ländlichen Arbeitgebern und eneh
mern und zugleich den zuſammenfaſſenden Mittelpunkt für die Beſtre-
bungen der einzelnen Verbände bilden.

Der landwirtſchaftliche Beruf mit ſeinen zahlreichen Zwiſchenſtufen
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern und dem engen Zuſammen
gehörigkeitsgefühl aller ſeiner Glieder erfordert in dieſen ſchweren Zei
ten vor allem die Zuſammenfaſſung der Kräfte, um in gemeinſamer
Arbeit an dem Wiederaufbau des Wirtſchaftslebens auf dem Lande
und an der Herbeiführung befriedigender Verhältniſſe zwiſchen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern auf dem Lande mitzuwirken.

Die Arbeitsgemeinſchaft bildet zugleich den ZJenkral- Bauern und
Landarbeilerrgti. Die geſchäftsführende Stelle befindet ſich in Ber

Die Ausarbeitung beſonderer
ngen für die Arbeitsgemeinſchaft bleibt ſpäterer Zeit vorbehalten.

Gewaltige Fortſchritte der deutſchen
Gewerkſchaften.

Auch die bisher gleichgültigen oder furchtſamen Arbeiterſchichten
ſind durch die Revolution aufgerüttelt. Die deutſchen Gewerkſchaften
machen in dieſer Zeit gewaltige Fortſchritte. Das Berliner Bureau
des Deutſchen Metallarbeiterverbandes hatte in einer einzigen Woche
18 000 Beitritte zu verzeichnen. Auch andere Berliner Gewerkſchaften
haben es im Verhältnis zu der Zahl der Berufsangehörigen auf ähn-
liche Anmeldeziffern gebracht.

Vermiſchtes.
ml. Ein Rieſenkunnel in Braſilien. Der Pirahytunnel in Braſi

lien iſt in den letzten Jahren der Gegenſtand lebhaften Intereſſes in
techniſchen Kreiſen geweſen ſowohl wegen ſeines Baues wie we
ſeiner Beſtimmung. Die Stadt Rio de Janeiro, die über eine Million
Einwohner zählt, wird mit Elektrizität, ſowohl für Licht wie für Kraft,
von einer einzigen Gefell ſchaft verſorgt, der Rio de Janeiro Tramway,
Light and Power Co. Deren größte Kraftſtation liegt etwa 50 e
Meilen weſtlich der Stadt, bei Lages, und iſt für eine Höchſtleiſtung
von 50 000 Kilowatt gebaut. Es iſt eine hydroelektriſche Anlage, die
ihr Waſſer von einem Reſervoir mit 634 Millionen Kubikfuß Raum
erhält. Die Kraftſtation war in den verhältnismäßig naſſen Jahren
1905/07 erbaut worden, und bis 1910 hatte man genügend Waſſer.
Dann wurde infolge unerwarteter Vermehrung der Stromnachfrage
und wegen mehrerer trockener Jahre der Waſſerſtand des Reſervoirs
fehr niedrig, ſo daß man eine Hilfsſtation in Rio de Janeiro anlegenmußte. Da die Kohlenkoſten hierfür mehrere tauſend Dollar im Leg

ausmachten, war es notwendig, eine ergänzende Waſſeranlage zu ſchaf
fen. Deshalb baute man den Pirahytunnel vom Pirahyfluß zum
Waſſerbaſſin von Lages. Seit der Fertigſtellung des Tunnels hat man
keine einzige Tonne Kohle mehr auf der Hilfsſtation zu verwenden
brauchen. Die Sprengarbeiten für den Tunnel begannen am 1. No-
vember 1911 und wurden am 8. November 1913 beendigt. Der Tunnel
iſt 4 Meter breit und 236 Meter hoch. Bei der Sprengung wurde
das ſogenannte Schweizer Syſtem angewandt. Wie bei den meiſten
Tunnelarbeiten hing der Fortſchritt der Arbeit in hohem Grad von der
Schnelligkeit ab, mit der man die abgeſprengten Steinmaſſen fort'chaf-
fen konnte. Und auf dieſem Gebiet wurde tatſächlich eine Höchſtleiſtung
erzielt. Während der Woche, die das beſte Ergebnis erzielte, ſchaffte
man in jeder vierten Minute einen Wagen Geröll hinaus im übrigen
war der Durchſchnitt 654 bis 7 Minuten für den Wagen. Um die Ar
beiter zu ermuntern, wandte man ein Prömienſyſtem an, das Wunder
wirkte. In einem Rekordmonat verteilte man an 185 Arbeiter 3350 Doll.
Prämien. Die Geſamtlänge des Pirahytunnels beträgt 8,3 Kilometer;
die Fertigſtellung nahm 489 Tage in Anſpruch, und das beſte Monats
ergebnis war 153 Meter. Für die Arbeiten war die einheimiſche Be
völkerung nicht zu verwenden. In der Hauptſache ſtellte man Spanier
an, aber auch eine geringere Anzahl Portugieſen und Jtaliener.

An unſere auswärtigen und Poſt
Abonnenten.

Beſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Volks-
ſtimme ſowohl als auch über Fehlen einzelner Exem
plare an der überwieſenen Anzahl ſind ſtets bei dem
Poſtamt des betreffenden Ortes anzumelden.

Beſchwerden beim Verlag verzögern nur die Rege
lung der Angelegenheit, die nur auf poſtaliſchem Wege
erſolgen kann. Der Verlag der Volksſtimme,.
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